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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

7 — 80606 — 5130/62 


Bonn, den 26. März 1962 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 31. Mai 1961 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Griechenland über 
Arbeitslosenversicherung 


nebst Begründung, Abdruck des Abkommens in deutscher und 
griechischer Sprache, Abdruck des Schlußprotokolls zu dem 
Abkommen sowie der Denkschrift zum Abkommen und zum 
Schlußprotokoll mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 242. Sitzung am 16. März 1962 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der An- 
sicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck; Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestr, 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 31. Mai 1961 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Griechenland 
über Arbeitslosenversicherung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 31. Mai 1961 Unterzeichneten Ab- 
kommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Griechenland über Arbeits- 
losenversicherung und dem Schlußprotokoll wird 
zugestimmt. Das Abkommen und das Schlußproto- 
koll werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stelit. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 28 Abs. 2 und das Schlußprotokoll in Kraft 
treten, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung der für die 
Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaften in 
der Form eines Bundesgesetzes, da es sich auf Ge- 
genstände der Bundesgesetzgebung bezieht. Die 
Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes erforderlich, weil die 
Artikel 15, 16, 17, 18, 19, 20 und 21 des Abkommens 
u. a. auch das Verwaltungsverfahren von Landes- 
behörden regeln. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen soll auch im Land Berlin Anwen- 
dung finden; das Gesetz enthält daher die übliche 
Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 


Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Ab- 
kommen nach seinem Artikel 28 Abs. 2 in Kraft 
tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Kosten 

Bei der Durchführung des Abkommens werden Län- 
der und Gemeinden nicht mit Kosten belastet. Eine 
etwaige Belastung des Bundes durch die Gewährung 
von Leistungen der Arbeitslosenhilfe an griechische 
Staatsangehörige in Auswirkung der Bestimmungen 
des Abkommens kann kein nennenswertes Ausmaß 
annehmen. Griechische Staatsangehörige sind in der 
Arbeitslosenhilfe auf Grund der Fünften Durchfüh- 
rungsverordnung zum AVAVG vom 22. Mai 1958 
(BGBl. I S, 377) und auf Grund des Artikels 2 Abs. 1 
Buchstabe d des Vorläufigen Europäischen Abkom- 
mens über Soziale Sicherheit unter Ausschluß der 
Systeme für den Fall des Alters, der Invalidität und 
zugunsten der Hinterbliebenen vom 11. Dezember 
1953 (BGBl. 1956 II S. 507) Deutschen bereits weit- 
gehend gleichgestellt, so daß ihnen nur in wenigen 
Ausnahmefällen durch das Abkommen insoweit 
neue Rechte eröffnet werden. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Griechenland 
über Arbeitslosenversicherung 

IvjußcKris 

flepL äorcf)aXi(r€(i)S Kcira rijs ävepyLas 
pera^v 

T}]s ' Opo(j7vovSLaK}]s l\)]poKparLas Feppavias 
Kal Tov BaoriXeiov rrjs "GXXdSos 


DER PRÄSIDENT 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCULAND 
und 

SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DER HELLENEN 


IN DEM WUNSCHE, die Beziehungen zwischen den 
beiden Staaten im Bereiche der Sozialen Sicherheit für 
den Pall der Arbeitslosigkeit zu regeln, und 

IN ANERKENNUNG des Grundsatzes, daß die Staats- 
angehörigen der beiden Staaten bei Anwendung der 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften über Soziale Sicher- 
heit einander gleichstehen, 

SIND ÜBEREINGEKOMMEN, hierüber ein Abkommen 
zu schließen und 

HABEN zu ihren Bevollmächtigten ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn Staatssekretär Professor Dr. Karl Carstens und 
Herrn Staatssekretär Dr. Wilhelm Claussen 
Seine Majestät der König der Hellenen 
Seine Exzellenz den Königlich Hellenischen Botschafter 
Herrn Thomas Ypsilanti, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form 
befundenen Vollmachten folgendes vereinbart haben: 

Abschnitt I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

In diesem Abkommen bedeuten die Ausdrücke 

1. „Bundesrepublik" 

die Bundesrepublik Deutschland, 

„Griechenland" 

das Königreich Griechenland^ 

2. „Hoheitsgebiet" 

in bezug auf die Bundesrepublik den Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland, 

in bezug auf Griechenland den Geltungsbereich der 
Verfassung von Griechenland; 

3. „Staatsangehöriger" 

in bezug auf die Bundesrepublik einen Deutschen im 
Sinne des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland, 

in bezug auf Griedienland einen Griechen im Sinne 
der im Königreich Griechenland geltenden Rechts- 
vorschriften; 


'O nPOEAPOS THE 'OMOSriOXAIAKIlE 

ah:\iokpatiae tue pepj^ianiae 

xal 

TI ATTOY r^IEPAVEIOTlIS 0 BAEIAETE 
TON 'EAAIINON 

EHIOTxMOrNTEE OHOE AIAKANONIEQEl va; apoL- 
ßyia; (T/zGZic, pcTaEj tcov S’jo Kpavcov TTcpl Ko'vcovix.r,; 'Aa^a- 
Aiaco):; xal IStco:; eIq o, a 9 opa avzpyLav xal avayvo^pi- 
ty;v apxT,v tcrr,? p^Tayjriplasco:; rcw Ottt/xocov tcov S'jO 
KpaTcöv sl; 6, Ti cy/yopa ty^v s'yapaovvjv tcov eüvixcov voy.Oi>x- 
(TLcov TTspl KoLvcovLX^g WacpaXiCTSco', a7r£9aaLaav ty^v auvayiv 
'ZT^c, -apoüo’/;; Eupßaasco:; xal rrpo:; tov axorrov toütov wpmav 
TTAypi^^j'jalo'j? aÜTcov cb; axo aoo üco ' : 

'O IIpoE^po^ 'OpioaTTOvSLaxYj:; Ar^pioxpaTLa^ tt;; Psp^a- 
avla:; tov Küpiov *T907:oupy6v KattT^-'jnr^TT^v Dr. Karl Carstens 
xai TOV Küpiov ‘Y9OT:0’jpyöv Dr. Wilhelm Claussen, 

'H Aüto'j MsyaAcioT*/;^ 6 Baat-Aso; twv 'EXXTjVojv ty;v Aotoo 
'E^ oyoT'r^Ta töv Ilpsaßuv ty]c; *EXXaSo^ cv Bovv'/) Küpiov Ocopav 
‘YiJ^YjXavT'r^v 

ol oTTOLOL xaTOTTLV TCOV £yxupcov k^O'joi oSoTY^accov 

TCOV a7r:i9aa'.aav Ta dxoXo’jüa: 

TitXos I 
Fsvxal AiaTa^£i9 

’ApDpov lov 
OQlÖf.lol 

Aid ty;v £ 9ap!jLoyyv ty;; Trapodcr/^; E'jußdascor, vosTrai Cto ttov 
opov; 

1. ÄO[J,(77TovSLaxY; AxpLovpaTia», 

*H 'OpoaTTovSiaxY] AT^pioxpaTia tt;; Pcppavia;. 
cdEXXdc», 

TO BaaiXiiov tt,; 'EXXdSo:;. 

2. ^J'E§a9o:^;^^ 

Sid pp; Tr^v 'O[jL0(T:iovSiaxY;v AsiJioxpaTiav, 6 ’/cbpo; l9ap- 
poyr); toö ÜcJjLeXlcoSo'j; vopiou tt;; 'OptoarrovSiaxy; Az'jLO- 
xpaTia:;, 

Sid fjLsv Tyv ‘EXXdSa, 6 ycbpo; £9ap;jioyT,c tov 'EXXyx.xod 
E'ovTdypaToc. 

3. <vU7TY'^xoo:;>^, 

3id [jL£v ty;v 'OfjioaTTOvSiaxyv Ar,pioxpaTlav T:d^ Pep laavo; 
xaxd TYjv swoiav to'j O^fjLsXicbSo’j; vopioo t?^^ ^OpLOUTOv^iaxT;; 
AiijLoxpaTia^. 

Sid §£ ty;v 'EXy.dSa. 7:dv i^pocjoorrov 9£pov ty;v 'EX>.y;vixy;.^ 
UTT'yxooTSTa xaTa Ta' SiaTa^ii;; ty;; sy/coploo vojaoDiCriac. 
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4. „Rechtsvorschriften" 

Gesetze, Verordnungen, satzungsmäßige und ähn- 
liche Bestimmungen, die sich auf die in Artikel 2 
bezeichneten Zweige der Sozialen Sicherheit be- 
ziehen und in irgendeinem Teil des Hoheitsgebietes 
einer Vertragspartei in Kraft sind; 

5. „Zuständige Behörde" 

in bezug auf die Bundesrepublik den Bundesminister 

für Arbeit und Sozialordnung, 

in bezug auf Griechenland den Arbeitsminister; 

6. „Träger" 

in bezug auf die Bundesrepublik die Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung, 

in bezug auf Griechenland die Anstalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung; 

7. „Angehöriger" 

einen Angehörigen oder Familienangehörigen im 
Sinne der anzuwendenden Rechtsvorschriften; 

8. „Beschäftigung" 

eine Beschäftigung oder Tätigkeit im Sinne der an- 
zuwendenden Rechtsvorschriften. 

Artikel 2 

Sadilidier Geltungsbereich 

(1) Dieses Abkommen bezieht sich 

1. in der Bundesrepublik auf die Rechtsvorschriften 
über die Arbeitslosenversicherung und die 
Arbeitslosenhilfe; 

2. in Griechenland auf die Rechtsvorschriften über 
die Arbeitslosenversicherung einschließlich der 
Leistungen für den Fall der Arbeitslosigkeit von 
Arbeitnehmern, welche die Voraussetzungen für 
die Eröffnung eines Anspruchs auf Leistungen 
der Arbeitslosenversicherung nicht erfüllen. 

(2) Dieses Abkommen bezieht sich auch auf alle Rechts- 
vorschriften im Sinne von Artikel 1 Nr, 4, welche die in 
Absatz 1 genannten Rechtsvorschriften zusammenfassen, 
ändern oder ergänzen, 

(3) Änderungen und Ergänzungen der in Absatz 1 be- 
zeichneten Rechtsvorschriften, die sich aus zwischenstaat- 
lichen Abkommen über Soziale Sicherheit oder aus einer 
von einer Europäischen Gemeinschaft erlassenen Rechts- 
vorschrift ergeben, sind im Verhältnis zwischen den Ver- 
tragsparteien nur zu berücksichtigen, wenn diese es ver- 
einbaren. 

Artikel 3 

Persönlicher Geltungsbereich 

(1) Dieses Abkommen gilt, soweit sich nicht aus Ab- 
satz 3 oder aus Artikel 6 Absatz 2 anderes ergibt, für 

a) Staatsangehörige der Vertragsparteien, 

b) Flüchtlinge, die sich im Hoheitsgebiet einer der 
beiden Vertragsparteien gewöhnlich aufhalten. 

(2) Als Flüchtlinge gelten Personen im Sinne des Ar- 
tikels 1 des Abkommens über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge vom 28. Juli 1951 (Genfer Flüchtlingskonven- 
tion); dabei haben die in Artikel 1 Abschnitt A der Gen- 
fer Flüchtlingskonvention enthaltenen Worte „Ereignisse, 
die vor dem 1. Januar 1951 eingetreten sind" die Bedeu- 
tung, die ihnen die beiden Vertragsparteien bei der 
Unterzeichnung der Genfer Flüchtlingskonvention ge- 
geben haben. 


4. «voiio^zgIol», 

OL vopLOL xal yoLTral SLaToct^sLC, eyoooaL lo)^ov v6^oo, al xaxa- 
OTaTLXal xal aXXai raporaoiaL SLaTal^sLC, icr/uoooaL xaO'aTra- 
cav Tr/; 5 (Ck)pav rj TpL7i[jLa ix.'OTr^Cjkvbq twv o’jp.ßaXXofjLSvcov Ms- 
pwv xal ava9£p6pL3vaL zic to'jc xXaSo’jq KoLVcovLXr^^'Aa^aXL- 
GSWC, TTspl TOU OTTolo’j ^LaXajjtßavsL TO apö^pov 2 TT,;; Trapoucr/;? 
Sopißaasoi!;. 

5. i^appLoSla ap/r,», 

5la pL£v TTjV '0[JLoa7rovSLax7;v A'/;pLoxpaTLav, 6 Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung, w; Trpo^ Ss Tr^v 'EX>.aSa, 
TO 'TTroupY£LOU 'EpYaoLac;. 

6. Ä'OpYavLcpLOt;», 

[JL£V TT^v 'OpLocTOvSiaxrjV Ar.ijLoxpaTLav, 6 ^OptooTrovS'a- 
xbc, *OpYavLC7[jLO? aTiacJX 0 Y'r,a£C 0 £: xal acJ 9 aXLO£ 6 i!; avspYlap 
(Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung), 

w; 7ip6p Ss: Tr^v 'EXXaSa 6 'OpYavLcpio^ *ATrac/oXr,o£(o; xal 
*Ac9aXLa£(o? avzpyioLq, 

7. äAI^Xo; oixoyzvziaLq», 

TZOLV aTOpLOV (XVaYVCOpLl^OVSVOV cip TOLOUTOV OTTO Tr^q £9ap- 
[jLOGT^a^ vopLo8'£ma^. 

8. »a:racy/6X7;aLi;», 

Traoa <k7:(x.axb'krpiq ^ IpYaola xaTa tt^v Evvotav ttj^ £ 9 ap- 
pLOOTfai; voij.oö'ECLap. 

’Apüpov 2ov 
lJe6iov iipaQf^ioyTiq 

(1) NopLoDsolaL £L^ Ta^ OTTolai; ava 9 £p£TaL 7] Trapouaa Eopi- 
ßacLc; £lvaL : 

a) ’Ev Tyj *0|jLOG7rovSLax7i Ar^pioxpaTLa : 

'H vo[jLo^£cla IQ a 90 pcoGa eli; t^v aa9aXLaLV avEpyiac; 

xal TQV TipovoLav xaTOt tt^i; OLVzgyioiC,. 
ß) ’Ev ‘EXXaSi: 

'II OLX£la eXXtqvlxt] vopioi^sala aa9aXLa£Ci^ xaTa ty;^ 
av£pYLa(; Tr£pLXapLßavop,£VCiiv xal twv SLaTa5£6iv cebzr^c, 
Tzzpl x.ogriyrpzcyic, iTriSopiaTcov xal ßcT^tlr^pLaTcov zIq av£- 
PYOU^ pL'Q TrXv^pouvTaq TrpoüTro^’^csL; 8’£[JL£XLOUCJap SLXai- 
(OjJLa TaXTLXTj; £7rtSOT-)QG£W(;. 

(2) *H Trapouoa SupißacLi; ava 9 £p£TaL waauTOip ziq Ta? xaTa 
Ta? £v apü-p^}^ 1 Trap. 4 SiaTa^et?, Sia tc5v ottolcov xciSixorroL- 
OUVTaL, TpOTTOTTOLOUVraL ^ CTUpLTlXTQpOUVTaL al £V Trap. 1 TOÖ 
TrapovTO? ap8^poi) pLvr^pLOV£u6pi£vaL vopLO^-soiaL, 

(3) Al TpOTro7roL7;a£L? xal cnj[JLTrXrjpCk)CJ£L? tcov aveoTspeo Iv 

TrapaYp^94^ 1 vopLo8^£üc5v, aLTLV£? £TrL9£povTaL Slol Aiz^vo^v 

Supißacj£cov TTspl Kolvcovlxt)? ’Aa9aX£La?, ^ Slä ty)? vopLo^’sala? 
EupciTraLXY^? TLVO? Kolvovqtoc, S£v XapLßavovTaL Ütt’ÖlJ^lv urro 
TCVV Suo AkpWV £L[JLY] [JLOVOV, xaTOTTLV 7rpor;YOU[JL£VY]? CrU[JL96iVLa? 
pSTaJu TOOTOiV. 

’A p 8’ p 0 V 3ov 

t<f cjv eif CiQßoyriv ij :xa()Ovöa ^vßßaOK^ 

(1) 'Ttto t:qv £7rt9uXa?LV cov £v Trap. 3 tou TrapovTO? ap^-pou xal 
Tcov £V ap8'p(h 6 Trap. 2 t'q? rrapoua'Q? HupLßaasco? opLl^opisvoiv, 

aUT'Q LC/USL. 

a) £Trl TÖYV UTTQXOOiV apL90T£p(0V TOYV C7UpLßaXXopL£V(OV 
Mspwv xal. 

ß) £Trl TCOV Trpoa9UYCov oltlv£? SiapLEvouv ettl tou £Sa90o? 
£v6? tcov CTUJJtßaXXoVEVOV i\l£pC 0 V. 

(2) 'Q? Trp6a9UY£? XoY^^ovTaL Ta TrpocJcoTra Ta ava9£p6(jL£va 

£v ap^pep 1 TY^? EupißacECO? Tr£pl tq? vopLLxr^? xaTacTaosco? twv 
T rpocJ 9 UYcov ty)? 28-q? ’louXlou 1951 (SufxßaoL? TrpocJ 9 UYOiV ty)? 
Teveut;?), tcov Xe^eoiv etteXö^ovtcov tt^o tyJ? Ir^? 

Tavovaplou 1951>;, al'TLVs? ava 9 £povTaL el? t 6 ap9^pov 1, fxspo? 

A't^? HupLßaCECO? TaUT'Q? E/Ouacov T'QV EWOLaV, TYJV OTTOlaV Ta 
Suo cyupLaXX6pL£va Msp'Q TrpooEScoxav auTaf? xaTa t-qv ut:oypä 9 'qv 
TT;? SupLßaaECO? TaUTT,?. 
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(3) Dieses Abkommen gilt nicht für Seeleute der Han- 
delsmarine, die als Mitglieder der Besatzung eines unter 
der Flagge einer der Vertragsparteien fahrenden Schiffes 
beschäftigt sind. 

Artikel 4 

Grundsatz der Gleichbehandlung 

Die Personen, für die dieses Abkommen nach Artikel 3 
gilt, sind in ihren Rechten und Pflichten aus den in Ar- 
tikel 2 genannten Rechtsvorschriften beider Vertragspar- 
teien einander gleichgestellt, soweit nicht in Artikel 25 
etwas anderes bestimmt ist. 

Artikel 5 

Wirkung von Einkünften 
oder Beschäftigungsverhältnissen auf die 
Versicherungspflicht und auf Leistungen im Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei 

Soweit nach den Vorschriften der einen Vertragspartei 
eine Leistung aus der Sozialversicherung oder Einkom- 
men anderer Art oder eine Erwerbstätigkeit rechtliche 
Auswirkungen auf eine Leistung nach den in Artikel 2 
bezeichneten Rechtsvorschriften, auf die Versicherungs- 
pflicht oder die Versicherungsfreiheit hat, kommt die 
gleiche Wirkung auch gleichartigen Leistungen und 
gleichartigem Einkommen aus dem Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei und einer gleichartigen Erwerbs- 
tätigkeit im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei zu. 

Abschnitt II 

Arbeitslosenversicherungspflicht 

Artikel 6 

Allgemeiner Grundsatz 

(1) Auf Beschäftigungen im Hoheitsgebiet einer Ver- 
tragspartei werden die Rechtsvorschriften dieser Ver- 
tragspartei angewendet. Nach ihnen richten sich auch die 
aus dem Beschäftigungsverhältnis entstehenden Rechte 
und Pflichten der Arbeitgeber; dies gilt auch dann, wenn 
der Arbeitgeber sich außerhalb des Hoheitsgebietes die- 
ser Vertragspartei gewöhnlich aufhält oder in diesem 
nicht seinen Betriebssitz hat. 

(2) Werden auf Grund eines Abkommens über Soziale 
Sicherheit zwischen der Bundesrepublik und Griechen- 
land auf eine Beschäftigung nicht die in dem Abkommen 
bezeichneten Rechtsvorschriften der Vertragspartei an- 
gewendet, in deren Hoheitsgebiet die Beschäftigung aus- 
geübt wird, sondern die der anderen Vertragspartei, so 
werden auf die Beschäftigung die in Artikel 2 bezeich- 
neten Rechtsvorschriften der anderen Vertragspartei 
angewendet mit Ausnahme der Beschäftigung von Mit- 
gliedern der Besatzungen von Schiffen der Handels- 
marine, auf die das Abkommen nach Artikel 3 Absatz 3 
keine Anwendung findet. 

(3) Auf Antrag eines Arbeitnehm.ers oder eines zu sei- 
ner Berufsausbildung Beschäftigten mit Zustimmung des 
Arbeitgebers oder auf Antrag des Arbeitgebers mit Zu- 
stimmung des Arbeitnehmers oder des zu seiner Berufs- 
ausbildung Beschäftigten kann die zuständige Behörde 
der Vertragspartei, deren Rechtsvorschriften nach den 
Absätzen 1 und 2 anzuwenden wären, unter Bedacht- 
nahme auf die Art und die Umstände der Beschäftigung 
die Anwendung der Rechtsvorschriften der anderen Ver- 
tragspartei zulassen. Vor der Entscheidung ist der zu- 
ständigen Behörde der anderen Vertragspartei Gelegen- 
heit zur Stellungnahme zu geben. Wird die Anwendung 
der Rechtsvorschriften der anderen Vertragspartei zuge- 
lassen, so sind deren Rechtsvorschriften anzuwenden, 


( 3 ) 'H TTQcpo’jaa S’j'jißxa'; SFj zyv. e^ap’JLoy^j £-1 tcjv diraa- 

yodo'jfJilvcov ä); (jlzXojv 7TXr,p6:)!jLdTo; £;jL7:opi'/.oö Otto a'r,'jLoc- 

lav evo; Tcov a'j;jLßaXAO[j.£vcov Mspeov. 

’'A p 0 p 0 V 4ov 

'AfyyJi lOiiq !Hf:Tayj({yiiiev>^ 

Td -poacorra Sd rd or,olx 7T3tpo'jaa Xüijißaai; W/ßzi zard 
TO dpDpov 3, drroXa'Vj’jv IV/;; [j.£Ta/£'.pV£Co; cb; rrpo; vd Sir/.i- 
cogaTa xal rd; u-o/pswasi; aVivs; dcTroppfoov t/. tcüv sv dpO-p-ji 
2 tt;; TTDcpouar^; dva 9 £pop,£vcov vo(jLof>=:<Jt.cov tcüv (rjpßaXXop,£vcov 
Akpcüv, sxTo; edv to dp3pov 25 TTDtpo'jcr/;; Su[j,ßda£Co; 

dXXco; opL^sL. 

’A p tt p 0 V 5ov 

ETii^QaOiq tv)v :iQOö 66 e>v oytoev)v h:iaöyo 7 J\Ci^mq 
t:il xTiq v:toyQtv)Oev)q vxayifiyTiq flq xiiv (iOificktOiv zal 
e:xi Xiov xa(^oxvn^ elg xd töatfog xov txtQov xojv 
Ovjn t ro) v MtQ vjv 

'Edv £v TT] £9apjJLoyT^ Twv £v layßc Sloczx^zco'j zttI too £§^900; 
£Vo; T(ov a'jrjLßaXXo[j(.£vojv ]\Ispc 5 v, rrxpoyj} Ti; tt); KowcovixTi; 
Aa9aXLcr£co; 7; eiooSr^fxa dXX'/;; epÜGZoq rj sTtaYYEXtxaTLx-^ 3 pa- 
GTr^piorr^q, zkxyzxxi vogixd; G^JVZTzzlxq sVt, -apo^cov XOpr^Y^'-*" 
[XEveov 8uvd[X£L Tv;; sv dpO'pco 2 tt^; -apooa/;; S'j[xßda£0); dva- 
9 s:po[X£vr^; vo{xottE;ta; *}; zxl vzoypzcoGzoiq 7 zp 6 q xG^pxXiGLV sttI 
T^; SuvaTOT^To; s^aipsaEco; dVauT^;, dvdoyo!. Trapoyjxl 'q zIgoSt^- 
[xocTa TpOEXs'jaEOj; sx to'j sTEpo-j Akpo'j; r^ dvdXoyo; iizxYYzX- 
paTcx'/; 3 pxaTr,pi 6 T‘/;; sttl too £8x900; too dXXoo MEpoo;, ETrays- 
Tai Td; aurd; ctuve-elx;. 

TltXos II 

'TTCaycoy'/j zlq 'zr^'J aaydXtatv av^pyLa^ 

’A p 0 - p 0 V 60V 

Ferixat <c(*y(d 

(1) ’EttI Trdar,; dTTac7/oXy;aECo; rapE/oudv'/;; ettI toö £8x900; 

Evo; Tciv ao[xßaXXofX£vcov Mspoo;, E9apjx6^ovTaL al t^; 

vo[XOx>EVa; too IMspocov, tootoo cb; ”po; rd 8!.xx!,co[xaTa xxl rd; 
OTToxpEcocfEi; TOO T£ (xiaü^coTOO xxl TOO epyo86too. 

To aoTo ETTLor^; iGyßzi xxl ev fj rrspiTTTcoaEL t; 8ia(xov')^ too 
£PYo86too ^ 7 ] sSpa tt^; zTziyzipr^zzdiq too Eop'axETX!. exto; too 
£8x900; too Mspoo; TOOTOO. 

(2) Et; x; TrEpVTcoaEi; orro EofxßxoEco; TTEpl Kowcovixcov 'Aa9a- 
Xlcfecov [xetx^o too BaaiXEioo tt); 'EXXx8o; xxl t^; ' 0 [xoaTrov- 
8 !,xx^; A'/;[xoxpxTLx; TTpoßXETrsTxi. rj E9ap[X0Yy] t^; vo(xoÜEaLx; 

TOb ETEpOO TcTjV O'JjxßxXXop.EVCOV MEpcbv XX!. OO/l EXELOV EL; t 5 

£8x90; TOO ottoloo rrxpiyzTXL rj x7TXcr/6X‘/;ai;, xxTd to xp 9 -pov 
2 tt;; TTxpoocr/]; Eofxßxasco; vopLoO-scrlx too ETspoo aop.ßxXXo[X£Voo 
Mspoo;, TJ[XxxvEi cbaxoTco; E9xp;xoaTEx £;xlpecte!, tt;; xtexo/oXt;- 
asco; Tojv [xsXaiv Toiv 7:X'/;pco;xxTcov tojv -Xco'ov tt^; EpLTropLXT;; 
vxotiXlx;, eteI tcov oteolcov t; rrxpobax SöjxßxcrL; 8 ev e/sl E9xpgo- 
yiQV, 8); EV ”xp. 3 too öcp^poo 3 txot/;; opL^^sTX!.. 


( 3 ) ’Ettl tTj xiTycysi tlvo; tojv Epyx^^ojXEvcov T; tcov ErxyyEXixx- 
TLXcj; £X 7 exl 8 eoojxevcov, oTEoßxX/.ojXEv*/; [XETd aoyxxTxftsoiv Tob 
ePYo86too xoToiv t; eV tt^ xItyigzl spyoäoTOo, OTEoßxXXofXEVT; pisTd 
cpjyxxTxO'Ea'.v tcov Trxp’xbTcTj spyx^opLEveov •/; E 7 Ex*'n'EX|XXTLXoj; 
ext:xl 8 eoo[X£vcov, 8 bvxTX!. xptxoSlx ipyß too crj[xßaXXo[X£Voo 
Mspoo;, xt 8 ?.xtx;el; too ottoloo üd sl/ov Vpxpgoy^v, (Tjp.9a>vco; 
rrpo; Td; 8LXTd;EL; tcov rxpxypx'poiv 1 xxl 2 too TTxpovTo; dp- 

■üpoo vd ETTL Tps^j/T] TT^'J £9Xp(XOYr,V TCOV 8 lXTX;£COV TOO ETSpOO 
crjpißxXXop,EVoo Mspoo;, Xx[xßxvorxEVT;; b7:'Ö'.^Lv tt;; 9 baECo; xxl 
TCOV cTJvÜTjXOiv Tr^; xT:x(j/oX7;aEco;. lipo xT 09 xa£Co; 8 eov vd 
TTxpxa/EÜ-f; t; sbyspEix zy.'ppxGzoiq yvoj^x/;; ei; tI^v xp(Xo8lxv 
xpx'^v Tob ETspoo aojxßxXXorxEvoo Mspoo;. 

'E9'oaOV ETTETpXTT/; T; E9Xp[XOyY] tcov 8lXTX;£COV too STSpOO TCOV 
aojxßxXXo[XEvcov Mspebv, xotxl E9xp;xoXovTXL xxl 8 t;, £9*6000 Td 
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und zwar, falls die Beschäftigung nicht im Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei ausgeübt wird, so, als ob sie 
in deren Hoheitsgebiet ausgeübt würde. Dabei gilt als 
Beschäftigungsort der Betriebssitz. 

Abschnitt III 

Leistungsrecht 

Artikel 7 

Allgemeiner Grundsatz 

Bei der Feststellung des Anspruchs, der Höhe der 
Leistung und der Anspruchsdauer sowie auf das Ver- 
fahren sind die Rechtsvorschriften der Vertragspartei 
anzuwenden, in deren Hoheitsgebiet der Anspruch gel- 
tend gemacht wird, soweit nicht in diesem Abschnitt 
Abweichendes bestimmt ist. 

Artikel 8 

Berücksichtigung im Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei zurückgelegter Versicherungszeiten 

(1) Der Träger derjenigen Vertragspartei, in deren 
Hoheitsgebiet der Anspruch geltend gemacht wird, be- 
rücksichtigt bei der Feststellung der Erfüllung der An- 
wartschaftszeit, soweit erforderlich, die im Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei zurückgelegten Vcrsichc- 
rungszeiten, als ob es Versicherungszeilen wären, die 
nach den Rechtsvorschriften der ersten Vertragspartei 
zurückgelegt worden sind. 

(2) Absatz 1 gilt nur, wenn der Arbeitnehmer 

a) nach seiner letzten Einreise in das Hoheits- 
gebiet der Vertragspartei, in dem er den An- 
spruch geltend macht, dort mindestens vier 
Woche n ohne Verletzung der Rechtsvorschriften 
über die Beschäftigung von Ausländern als 
Arbeitnehmer gegen Entgelt beschäftigt gewesen 
ist oder 

b) seinen gewöhnlichen Aufenthalt aus dem Ho- 
heitsgebiet einer Vertragspartei in das Hoheits- 
gebiet der Vertragspartei verlegt, deren Staats- 
angehörigkeit er besitzt, oder 

c) vor seiner Einreise in das Hoheitsgebiet der 
Vertragspartei, in dem er erneut seinen ge- 
wöhnlichen Aufenthalt nimmt und den Anspruch 
geltend macht, einmal in einer Beschäftigung 
gestanden hat, die nach den Rechtsvorschriften 
dieser Vertragspartei versicherungspflichtig war. 

(3) Die Leistungen der Arbeitslosenversicherung kön- 
nen nach den Rechtsvorschriften der einen Vertragspartei 
nicht versagt werden, weil der Arbeitslose freiwillig 
seine Beschäftigung im Hoheitsgebiet der anderen Ver- 
tragspartei nur aufgegeben hat, um in das Hoheitsgebiet 
der ersten Vertragspartei zurückzukehren, in dem er 
früher seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte oder deren 
Staatsangehörigkeit er besitzt. 

Artikel 9 

Bemessung der Leistung 

(1) Hängt nach den Rechtsvorschriften einer Vertrags- 
partei die Höhe der Leistung von der Höhe des vorher 
erzielten Entgelts ab, so wird für die Zeit der Beschäfti- 
gung im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei bei 
der Bemessung der Leistung das durchschnittliche tarif- 
liche oder, wenn eine tarifliche Regelung nicht besteht, 
das ortsübliche Arbeitsentgelt einer vergleichbaren Be- 
schäftigung am Wohnort zugrunde gelegt. 


£v§La9£p6fi,£va Trpoacorra aTraoyoXoüvTai £7:1 toü toü 

TTpcDTou (rjg.ßaX>.o[jL£vo'j Mzpour, cb; £av TXJTa arr/;cr/oXoüvTo £i^ 
TO ESaepOE TOÜ SrUTEpO’J Crj[JlßaXX0[JL^;0'J MfpOOC- 'Ev 7:pOX£Lp£V(p 

(I); xoTzoq a7:aa/oX7;(j£co£ t>£cop£iTa!. 6 totto; zBpOic 

ixiyziprpzo^^:. 

TitXos III 

A'aTa^ci^ aysTixal Ttpoc t 6 Sixaicopia Irrl rrapo/a^ 

'Ap & pov 7ov 
reviy.cu 

El? OXl OLCpopOL xrpj t>£p,£XlcoaLV TOÜ ScZaicbpLaTOC, TO oyo? TOÜ 

£::!,S6|jLaT0?, tX;; SiapxEiav i—i^oxrpzoiz d)? hrdcrr^c, xal tX;; 
a/£TLxX,v 8t,3cSLxac7Lav, £9ap{jL6^£Ta!, X^ vopo&rala toü M£po'j?, £7:1 
ToO £Sa9ou? TOÜ oTTolou 6 £vS!.a9£p6p£vo? acrx£i t*/;v aclcoaLv 
7:p6? irziSoTrpiv, £xt 6? £av £v tcT) rrapovTL tItXci) aXXco? opl^Exa:. 

p p o V 8ov 

nt(iioöoi äö(fakiiSevj<^ efe tf>yaöiav ztccQadxc-O’elOav t.xt 
rov töaifot^q rov ertftov reür ov 

(1) 'O ’0pyav!.cr!j,6? toü crjpßaXXopEvo’j Mspoo?, zlq toü 67 : 0 ’ ou 

TO £8x90? 6 S'xaioü/o? 6 f.Gy.zl £7:1 xa? Trapo/ac, Xarjißavzi 

Ü:7’6'^!,v, xaO’ö plxpov toüto xattiaTaxai avayxaiov S16. xX^v 

ti£[j,£Xlcoa!,v TOÜ StxaLcb(j[,aToc, xa? ypovtxa? TtsptoSou? aCT9aXla£Cj? 
SülpyaoLav rrapacTyEÜcIcyav £7:1 xoü £§^900? xoü £T£po'j xcüv 
avfxßaXXofjLsvcov Mspeov, d)? eXv £7rp6x£i.T0 Trspl ypovixcüv 7:£p- 
{.oScov dca9aXla£co?, d:vayvcop!.tJo(jL£vcov ütto vouLO«l£ala? xoü 
ypoixo'j MIpou?. 

(2) Al SiaTa^Ei; xr^q jzxp. 1 xoü 7:apdvT0? apüpoo £9aprx6- 
^ovxai aovov oxav 6 £7ryasdp,£vo? : 

a) ’'Ey£L Trapaaysi. a[X£tßop.£v'/;v £pyaalav, av£o xrapaßLa- 
a£co? xr^Q TTEpl a7:a(TyoXX,a£co? xwv aXXoSa7:cov vollo- 
t>£ala?, £ 7:1 xsaaapa? xoüXayiaxov EßSopiaSa? {izxx xyv 
TEXrjxalav xou £v xoi £Sa9£t. xoü crjaßocXXoufvou 

Mepou?, £v»>a dtaxel tX,v aElcoalv xou q 

ß) £7:Laxp£9£L otTTO xoü £Sa90oc xoü (r.)(jLßaXXopi£vou 
INIspou? eI? xo £Sa90? xoü Exspou, oüxivo? x’jyyavEt 
ÜTxrpxoo? T^ 

y) 7:po tt;? avaycopyoECo? ex toü £§0:900? xoü Mipoo?, 
eI? 6 ETravEpyExai xal eI? 0 6.gxzX tX,v ä^lcoalv xoo, 
£ly£ TrapaayE Epyaalav ErrayopEvc^v X7]v Ü7:aycoy'/;v xou 
eI? xX^v aa9aXi.ai.v avEpyla? xaxX xX,v layoooaav eI? xo 

iVTspO? TOÜTO vopo^E^lav. 

(3) Al TTapoyal xr^? (Xa9aX’aEcoX xaxa xX;? dvEpyla?, al 
yopT^yo’jpEvat 67:0 x'X? oopoÖEala? evo? tojv (xjpßaXXopEvcov 
Mspeov Szv Dtyovxa: rx povoo xoü Xöyoo x^? Tr/ov ex pEpoo? 
xoü £v§{.a9Epop£voo oIxeloüeXoü? dTToycopYjasco? Exxtvo? dcTracTyo- 
Xr,aEco? ETcl xoü £§0:900? xoü Exspoo Mspoo? Trpü? xov axo7:6v 
XT^? £T:av6§oo eI? x 6 £§a90? xoü Trpcbxou Mipoo?, xoü ottoloo 
xoyydvEL 67:'/;xoo? r^ Evtla zlyz xX,v Trpoxspav aoxoü §LapovX,v. 

’A p tl p o V 9oo 

IlQoodioQUißdq vtf'ovg d.rtöo/iccTog 

( 1 ) ’Ev y TTEpiTTTcbaEL, Crjp9d)VC0? Trpo? xX,V V0p0i>£alav EVO? 
xeov cTjpßaXXopEvcov Mspeoo, xo o'^o? xoü £T:i§6paxo? sJapTaxai 
EX xoü Ü900? xy? TTpoxEpov xxxaßaXXop^vT,? dvxt,piat>la?, üeXei 
X r,99-y d)? ßaai? oTToXoyiapoo xoü E77:§6paxG? xoü dvxLdxoiyoovxo? 
ZV XO) eSxcpzi xoü Exspoo Mspoo? §id 7 :ap 7 .fTyEÜEiCTav Epyaxlav, y 
§L7. cTjXXoyixy? EopßdaEOj? opLaHEi^a pEoy dvxip'aDla y, eXXeIöel 
TO'.aoxy? (TjXXoycxy? SopßdaEco?, y dvxip’-otila tj dvaXoyoocx 
xaxd xd? xoTTLXE? (TJoytlEla? eI? opolav y xxpzu'pzpr^ dTracjyo/.yrTiv 
EL? xov TOTTOv xaxoLxla? xal Pi xr;j crjvyD/; pEcry; §LdpXELav dxaa- 
yoXyoEco?. 
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(2) Hängt nach den Rechtsvorschriften einer Vertrags- 
partei die Höhe der Leistung von der Zahl der Ange- 
hörigen ab, und zwar auch, soweit sie nicht im Haushalt 
des Leistungsempfängers leben, so berücksichtigt der 
Träger bei der Bemessung der Leistung audi die Ange- 
hörigen, die sich gewöhnlich im Hoheitsgebiet der ande- 
ren Vertragspartei aufhalten; der Träger kann einen 
angemessenen Teil der Leistung an diese überweisen. 

Artikel 10 
Anspruchsdauer 

(1) Bei der Festsetzung der Anspruchsdauer ist Ar- 
tikel 8 Absätze 1 und 2 entsprechend anzuwenden, soweit 
dies erforderlich ist, um eine Anspruchsdauer von höch- 
stens 26 Wochen zu begründen. 

(2) Die Anspruchsdauer wird um die Zeiten gemindert, 
für welche dem Versicherten Leistungen der gleichen Art 
innerhalb der letzten zwölf Monate vor dem Tage der 
Antragstellurig von dem Träger der anderen Vertrags- 
partei gewährt worden sind, es sei denn, daß der Arbeit- 
nehmer nach dem Bezug dieser Leistungen eine neue 
Anwartschaftszeit erfüllt hat. 

(3) Zeiten, für die während der iin Absatz 2 vorge- 
sehenen zwölf Monate Leistungen der Arbeitslosenver- 
sicherung von dem Träger der anderen Vertragspartei 
wegen Arbeitsablehnung oder Arbeitsaufgabe ohne be- 
rechtigten Grund oder wegen Entlassung aus einem vom 
Arbeitnehmer zu vertretenden Grunde versagt worden 
sind, werden so behandelt, als ob die Leistungen nach 
den Rechtsvorschriften derjenigen Vertragspartei ver- 
sagt worden wären, in deren Hoheitsgebiet der Anspruch 
geltend gemacht wird. Das gilt nicht, wenn der Arbeit- 
nehmer nach dem Ereignis, das zur Versagung der Lei- 
stungen geführt hat, eine neue Anwartschaftszeit erfüllt 
hat. 

(4) Ist der Leistungsanspruch entzogen worden oder 
ruht dieser oder ist die Leistung vorübergehend versagt 
worden, so wirkt eine solche Maßnahme in Fällen des 
Artikels 8 Absatz 2 Buchstaben b und c in gleicherweise 
und für die gleiche Dauer auch auf den Anspruch des 
Arbeitslosen gegen den Träger in dem anderen Vertrags- 
staat. Artikel 8 Absatz 3 bleibt unberührt. 

Artikel 11 

Erstattung von Leistungen der Arbeitslosenversicherung 
an den Träger der anderen Vertragspartei 

(1) Verlegt ein Arbeitsloser, der im Hoheitsgebiet 
einer Vertragspartei nach deren Rechtsvorschriften die 
für einen Leistungsanspruch erforderlichen Zeiten einer 
versicherungspflichtigen Beschäftigung zurückgelegt hat, 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt in das Floheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei, so gilt folgendes: 

a) Der Träger der ersten Vertragspartei erstattet 
dem Träger der anderen Vertragspartei 85 vom 
Hundert der Leistungen, die dieser Träger nach 
den für ihn geltenden Rechtsvorschriften tat- 
sächlich gewährt hat. 

b) Hat der Arbeitslose im Hoheitsgebiet der ersten 
Vertragspartei eine versicherungspflichtige Be- 
schäftigung bis zu drei Jahren, mindestens aber 
von 26 Wodien ausgeübt, so erstattet der Träger 
dieser Vertragspartei den obengenannten Vom- 
hundertsatz der Leistungen für höchstens 
78 Tage; nach einer solchen Beschäftigung von 
mehr als drei Jahren erstattet er den oben- 
genannten Vomhundertsatz der Leistungen für 
höchstens 125 Tage. Für die Erstattung werden 
nur Leistungen berücksichtigt, die dem Arbeits- 
losen während der ersten achtzehn Monate nach 


( 2 ) ’Ev TrspiTZTOiGzi Kara tt/; vo;j.o^£:aiav hjoc tcov c?j[j.ßaXXo- 
gfveov Mspojv, to toü Ir'SoaaTo:: i^y.pTXTXi irb tov ap’.t>[j.ov 
Tojv tjLSAcov ty;; oly.or^vz^xc, sgto xal txv tocutoc Siv Sixixi'jo'jv 

UTTO auTY;v (TTY;ysv Tou SLxaio'J/O'j, 6 XagßavsL sricyr,; 

U“’ 6'5lV S'.X TOV l>-oXoYir7!X<^V TT,; TTXpO/T^;, TOV aplDuOV TOJV 
iJLsXcov TT,:: oly-oyzvzixc oct^vx S'.xaivo’iv Irrl to'j tou sTipO'j 

Mipouc. 'O ’ OpyxvLGix'jp S jvxtx'. vx eiAßzAy Txürx xvx/.oyov 

TpL'r/JLX TOU ^TLSopLXTO;. 

'Aphpov lOov 
Jir.Qy.i'ia rar 

(1) A'.x TÖv -poaßf.opLcytjLov ty^; ä-xp/.^ixe em.SoTr,arco; l9xp- 
p.oi^ovTX!, xxt’xvxXoy’v^v al SLXTxjEt; Toü xpOpou 8 TTXp. 1 aal 
2 XxO’Ö ufTpOU TOUTO XXÜLaTXTXL XVX^fXXLOV SlX TT^V STT'AorC T'-U 
£7:1 /povvxT,v T^ploSov [xl/pL; 26 sßSoixxScov t6 ttoXu. 

(2) 'II äixpxs'.x yopT^YX^sco; 7:apo'/wv hjzpyix:, [jlsloutx!, xxtx 
Tx; ypoo'xx; TspLoäou;, xxO-’x; xxTsßXy; O^yaxv -xpo/xl dvcpY’-a; 

TTXpX TOU 'OpYXV!,CT;JlOÜ TOÜ STSpOU MIpOU; XXTX TT,V Sixpxsixv 
TCOV 12 TlXsUTXLCOV pLT/XOV TTpö VT,; UTTOßoXT,; Ty); alTT,CJ£CO:, 
rxTo; sxv 6 T^a^aXLausvo; [XStx tt^v Xy;9w tt,; zr.iHrjTr^atCüZ tou 
crjv£-XY;p(o(7S tx; xTaiToualvx; T;[X£px; ipyxGixp Slx ty;v dz'xz- 
Xlcocjiv iy. vsou SixaitoiaxTo; IttiSott^ctsco;. 

(3) Al rrpioSo'., S^’d; xTr^pplrpllY] xv£xXy;0-'/; SlxxIcoux sti- 
Soty;ct£co; TTXpx tou ’OpYxvLapiou toü steoou IVHpou; Si ’dpvT,ryw 

^fxxTxX£L'^w IpYXCTLa; dv£u vop.uj.ou Xoyou Sl ’dT:6Xuow Hix 

}.6yOV £;xpTCOp.£VOV Ix TT,; HsXTjfTsCO; TOÜ IpYxi^OulvOU XXTX 
TOÜ; Iv TY] 7:ap. 2 7:poßX£::op.£VOu; [J.TjVx;, O-IXouv XT,9i>Yi ü::- 
’Öüw, (o; Ixv Y) dTTOppL'^i; dvdxXTjCri; toü Slxxlco^ulxto; zlyz^ 
xrxYY^kÜT, Iv TT, EoxppoY'^ ty;; vouojiCylx; toü IVlIpou; ztzI 
toü ISx-pou; toü ottoIou 6 l'Aix^ipocosvo; dThoaw 

TTpo; iTTiäoTyow. 'II Iv Xo^'J^ 3 cxtx;l; SIv k'pxpiio'Cßzxi Six tov 
I pYxüoasvov, 6(7T'.; uztx to <tjv£t£Ix toü otoiou Iots- 

PYUt, t(ov TTxpoycÜv, IrrpxyaxTOTrolyos tx; x 7 :x'tou[jl£vx; Y;;j.£px; 
Ipyafrlx; 3 lx tt,v Ix vfou I>£;j.£XIcüCT'.v tou Scxxlcojjxto; Irriäo- 

TT,CT£CO;. 

(4) ’Exv TO S'xx'wax Irri tx; rrxpoyx; 'v/;f] xvxxXyÜT, t, 
dvxaTxXy; fj e/Tj dTTxyycXO-^ T:p0f70)pt,vY] ot£py;(Tl; tc5v TTxpoycov, 
xl ex TLVo; toioutou p.eTpou cruveTreixt icryüouv xxl S'X tx; ev 
dpllp'^ 8 rrxp. 2 e3x9LX ß xxl y TrpoßXeTTopLevx; TTspiTTTooei; 

XXTX TOV xÜtOV TpO-OV XXl SlX TOV xÜtÜv yp6v0V £7:l(TT,; XXL 

£7:1 TTj; d^'.cixTeto; toü dvepyou evavTi toü ’OpyxviCTijoü toü 
£T£pou üllpou;. 'II 7:xpoÜGX S'.XTx^i; Sev fEyei tx; SLXTX'e!,; 
TOÜ dpüpou 8 TTXp. 3, 

’ApO-pov llov 

Ttür y(cTCiß),r^0^irTO)v 6i l:ii6ö/nara r.reQyiag 
elg TO t'teQov rtov tnov MeQVJv 

(1) 'Exv dvepyo; tl; eycov Trxpxcryet, IttI toü d3x9ou; evo; tcov 
(Tjp.ßxXXop.£vcov Mepcov xxl xxtx Tyv Iv xÜTcp layüouGXV vopoO-e- 
gIxv, epyxGLav CTUveTrxyouevYjv tt^v zIq tt,v dG9xXLGt,v 

xvepylx; IttI tÜv xT:aiToü[j£vov S'.x tt^v xvxyvcopLGLV Slxxico!J.xto; 
£ 7:1 tx; T:xpoyx; ypovov, p.£Ta9£p‘^ tt^v SixpiovYjv tou £ 7:1 toü eSd- 
90U; TOÜ £T£pou Mepou;, iGyüouv tx dxoXouS^x: 

x) 'O ’Opyav'opo; toü rrpeoTOu Mepou; d7:o3lS£t tx 85 
toü 7:oaoü Toiv 7:xpoycov d; 6 ev Xoyco ’OpyxvLGUo; 
TepxypLXTi xxTeßxXe xxtx r/jv iGyüouGxv ev xutco vo;xo- 
3e(TLxv, xxl 

ß) £V TeepLTTTCoGS'. X7:xay GAyoeco; toü dvepyou £7:1 toü eäx- 
90U; TOÜ 7:pcoTou Mepou; crjveTexyoijevr,; Tyv Ü7:xycoy;y,v 
el; Tr,v xa9XAiGLV dvepylx; Sex 7:eploSov d7:o 26 Toükx/i- 
GTOV eßSopixScov [xeyp!. 3 eTwv, 6 ’OpyxvLGixo; toü Me- 
pou; toütou xTroSlSeL to cu; xco t:og6gtüv Slx 78 to 7:oXü 
r,a£px; £7:iSoTY;Geco;. Alx TreploSov izX eov tojv 3 ItcT^v 
d7:oSlSe!. to cu; dvco ttogogtov e::! toü togoü toü £7:iS6- 
[jxTo; TOÜ dvTiGTOiyoüvTo; el; 125 tu 7 : 0 X 0 r^uepx;. Aid 
Tr,v ToixÜTTjV xTroSoaiV Sev XxaßxvovTXi u-'o'^iv euxY) 
[j6vov xl 7:xpoyxl xl yopY;7v,heiGX!, ei; tov dvepyou xxtx 
TOÜ; 18 7:pc.jT0u; pi^vx; peTx ryv Xr,^iv ty;; TeXe’jTxlx; 
xr-.xayoXr^GZMC tou £7:1 toü eSxupou; toü TtpeoTOU Mepou;, 
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Beendigung seiner letzten Beschäftigung in dem 
Hoheitsgebiet der ersten Vertragspartei ge- 
währt worden sind. Die obengenannte Zahl von 
78 bzw. 125 Leistungstagen mindert sich um die 
Zahl der Tage, für die der Arbeitslose nach Ein- 
tritt der Arbeitslosigkeit vor Verlegung seines 
gewöhnlichen Aufenthaltes vom Träger der 
ersten Vertragspartei bereits Leistungen erhal- 
ten hat. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der Arbeits- 
lose seine letzte Beschäftigung im Hoheitsgebiet der 
ersten Vertragspartei ohne berechtigten Grund auf- 
gegeben hat oder aus dieser Beschäftigung aus einem 
von ihm zu vertretenden Grunde entlassen worden ist, 
es sei denn, daß ein Fall des Artikels 8 Absatz 3 gegeben 
ist. 

Artikel 12 

Leistungen beitragsfreier Systeme 

Die Vorschriften der Artikel 7, 8 und 9 sind 

in der Bundesrepublik auf die Leistungen aus der 

Arbeitslosenhilfe, 

in Griechenland auf die Leistungen für den Fall der 
Arbeitslosigkeit von Arbeitnehmern, welche die Vor- 
aussetzungen für die Eröffnung eines Anspruchs auf 
Leistungen der Arbeitslosenversicherung nicht erfüllen, 
entsprechend anzuwenden. 


Abschnitt IV 

Verfahrens-, Übergangs- und 
Schlußbestimmungen 

Artikel 13 
Zahlungsverkehr 

(1) Zahlungen, die ein Träger nach Artikel 11 in das 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei zu leisten hat, 
können mit befreiender Wirkung in seiner Landeswäh- 
rung geleistet werden. In diesem Falle hat er unverzüg- 
lich bei der zuständigen Stelle die für die Überweisung 
der Zahlungen in das Hoheitsgebiet der anderen Ver- 
tragspartei notwendigen Anträge zu stellen. 

(2) Hat ein Träger im Hoheitsgebiet der einen Ver- 
tragspartei sonstige Geldleistungen an einen Berechtig- 
ten zu erbringen, der sich im Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei aufhält, so kann der Träger mit befreien- 
der Wirkung auch in der Währung der anderen Vertrags- 
partei zahlen. 

(3) Die für die Genehmigung des Transfers zuständi- 
gen Stellen erteilen diese Genehmigung beschleunigt und 
ohne Einschränkung. Das gleiche gilt für den Transfer 
von Zahlungen, die zur Entrichtung von Beiträgen nach 
den Rechtsvorschriften der anderen Vertragspartei ge- 
leistet werden. 

(4) Wenn im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei oder 
in den Hoheitsgebieten beider Vertragsparteien Rechts- 
vorschriften erlassen werden, die den Zahlungsverkehr 
zwischen den beiden Vertragsparteien beschränken, wer- 
den die beiden Vertragsparteien unverzüglich die erfor- 
derlichen Maßnahmen treffen, um sicherzustellen, daß 
Zahlungen nach diesem Abkommen aus dem Hoheitsge- 
biet der einen Vertragspartei in das Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei ohne Einsdiränkung überwiesen 
werden können. 


*0 avcoTspco api'ö-p.ö? 78 y] 125 ^[lepoiv [xeiouTai xaToc 
Tov api,^[j,6v Tcav •^p.epwv 'Tic, 6 (5cvcp- 

yoc [jLETa Try TrspisksTjalv to'j tlc, xaraaTaaiv avspyiai; 
xal Trpö aXXay?]^ tou tottou SiatjE,ov7i^ to'j, oltzo tov 
’O pyavicriJLOV tou rrpcoTou Mcpouq. 


(2) 'H Tvapaypa^o^ 1 tov rrapovTO:; i^pü^pou Ssv £9ap[Ji6!^£TaL 
Sia TOV avspyov, octt!.;; syxaTsXsLcjjs t7 ]V TsAsuTaiav tou aTuacr- 
yokycTLV CTil tou £Sa9ouq tou TrpwTOu twv crj[i.ßaX>.op.£Vcov Alcpciv 
av£u vo[ji''p,ou auT'laq octtlc aTrsXuü'/; tt^j; spyama^; tou Sia Xoyov 
l^apTcuuevov, ex tt)^ auTOu ßouX-i^ascoq, sxToq ^av TrpoxeiTai 

TTspl TT,^ £v Trapayp. 3 tou apDpou 8 ava^epofxevr,^ Trep^TTTcuasw^. 

’Ap^pov 12ov 

UaQO/al /uii t()eiö6/[ievcu t:il :iQov:TOx>^t(Jeo}v 
uöifaklöeiog 

Al SiaTaEsiq tcov ocpHpcav 7 , 8 xal 9 TT^q 7rapoü(T/;c 2 up.ßaasca^ 
£9app.6l^ovTaE. xaT’ avaXoylav Öaov a90pa tt^v ‘OpoaTTOvSLaXTjV 
AiTjtJLOxpaTlav sttI twv rrapoyoSv t<ov xop7)youp.£Vcov utto tou ctjo- 
T7;p.aToq TTpovolaq xaTa TTjq avspyla^ xal ooov d(:9opa Tyv ‘EXXaSa 
£7^1 Tcuv rrapoxcov twv yopr^youptlvcov ciq toxjc, avspyou^, oltivs^ 
rjSuV7;t>Tjaav va <Tup,7rXr,pa)aouv Taq aTratToufjLsvaq TTpourro- 
Sixaico(j.aTOi; sttI Taq Tiapoyaq T7;q aa9aXL- 

neoiq avepylaq. 


TitXos IV 

AiaSixaaia-MsTaßaTLxaL xal rsXixal SiaTa^sii; 

’ApDpov 13 ov 

nXriQ o>/Liai- X q yifxaxiyM ein ^aößara 

( 1 ) Al xaTa t 6 Äp'ö-pov 2 69£iX6p,£vaL rrapoyal Trap’lvö^ ’Opya- 
VLopiou IttI toü £Sa90U(; tou STspou Mepou^, SüvavTai. va 7:XY;pco- 
Üouv Tiapa TOU ’OpyavLcrfjLoü toütou sXsuHspcoq slq t 6 vofiLafia 
TTjq yoipaq TOU. ’Ev TOiaUTT] TrCptTlTCUCrCL 69£:lX£!. va TTpoßfj (X[xtaCiQ 
Trapa t^ dpfxoSia UTT/;p£ala tiq Tdq dvayxaia? evspyelaq Sid tt^v 
[ j,£Taßlßaoi,v TtüV dvTtoTolycov ttoctojv zlc, t 6 eSado^; tou STspou 
Twv (Tup,ßaXXop.£Vcov Mepcov. 

( 2 ) ’Edv Opyav!Ayp.6^ sm tou £Sd90U(; evö^ toyv (pjpi- 

ßaXXo{i,£vcuv M£pow £T£pa^ £1^ yp'i^<g«a rrapoyd^ rrpot; Sixaiouyov 
SiaptlvovTa ettI toü £Sa:90U(; toü £T£pou Mepou^, 6 "OpyavKrpiot; 
ouTO^ Süvo&rai waaÜTcu^ vd 7rpay|JLaTOTroT/;a7] toc^ h X6ycp TrXypco- 
{j.dq £X£uÜ£pcaq tiQ TO v6[juap.a toü l:T£pou M£pou^. 

( 3 ) Al dpfA^Siai ’Apyal S'd Tr,v eyxpioLv tt,^ p,£Taßi,ßda£caq twv 
7 :£pl wv TO Trapüv dp^pov ttoctwv, yop 7 ;yoüv Try eyxpiaiv TauTv^v 
dv£u ßpaSÜT7)T0(; Ttvo^ ^ Tr£piopia[jLoü. *H SidTa^iq auTV) layyei 
tTzi<Tr^c, Sid TYjV p.£TaßLßaaiv roaciv dvTiaToiyoüvTcov £l^ £la9opd^ 
xaTaßaXXou£va^ cru{j.9a)Vcoc; repov t/jv vo(j.o^£alav toü lT£pou Ml- 
pou;. 

( 4 ) ’Ev f) TrepiTTTcuaei T^Ü^kov DeaTriaÜTj IttI toü iSxcpO'jq hoQ ^ 
dfj,90T£pcuv TtüV (Tup.ßaXXo[j.£Vcov Ahpwv SiaTdl^eic TOpiopl^ouaai 
Ty]v £X£ut>£pav [JL£Taßlßaa[.v toyv Tzpbq 7rXYjpcu{i,7]V Troowv (jL£Tal^ü 
ToÜTCOv, d(ji 96 T£pa Td crJtJ.ßaXXüp.eva Mif]p'/) 'ö-iXouv dvu 7 r£pt>£TC 0 (; 
ulo-fleTTjaei Td d 7 rai,Toüp.£va [j,£Tpa Trpo^ £ 5 aa 9 dXLmv ty^^ [JL£Taßt- 
ßdcj£CO!; tcl>v Sid ttJ^ 7rapoüa‘/](; 2up.ßda£C0(; 7rX'/]pcop,cav (dv£u Trepi- 
opLcrptoü, kx TOÜ £Sd90u^ bjoc, toSv crj(jLßaXXop.£vcav ]M£pwv £i:; t 6 
£Sa 90 q TOÜ £T£pOU. 
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Artikel 14 

Umrechnung 

(1) Der Transferierung von Zahlungen, die in Durch- 
führung dieses Abkommens erfolgen, ist der Kurs zu- 
grunde zu legen, der auf dem mit dem Internationalen 
Währungsfonds vereinbarten Paritätswert (par value) be- 
ruht und innerhalb der nach Artikel IV Abschnitt 3 des 
Abkommens über den Internationalen Währungsfonds 
zugelassenen Schwankungsbreite beiderseits der Parität 
(parity) liegt. 

(2) Besteht in einem Vertragsstaat im Zeitpunkt der 
Transferierung kein Umrechnungskurs im Sinne des Ab- 
satzes 1, so wird der amtliche Kurs angewandt, den die- 
ser Vertragsstaat für seine Währung im Verhältnis zum 
US-Dollar oder, falls ein solcher Kurs nicht besteht, zu 
einer anderen frei konvertierbaren Währung oder, falls 
auch ein solcher Kurs nicht besteht, zum Gold festgelegt 
hat. 

Artikel 15 

Amts- und Rechtshilfe 

(1) Die Behörden, Gerichte und Träger der beiden Ver- 
tragsparteien leisten sich bei der Anwendung dieses Ab- 
kommens die gleiche Hilfe wie den innerstaatlichen Be- 
hörden, Gerichten und Trägern der Sozialen Sicherheit. 
Die Hilfe wird kostenlos gewährt. 

(2) Die zuständigen Behörden unterrichten sich gegen- 
seitig laufend über 

a) die zur Anwendung des Abkommens getroffenen 
Maßnahmen, 

b) alle Änderungen und Ergänzungen ihrer inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften, welche die An- 
wendung des Abkommens berühren. 

Artikel 16 

Erstattung von Vorschüssen und zu Unrecht 
gewährten Leistungen 

(1) Hat der Träger einer Vertragspartei einer Person 
zu Unrecht Leistungen gewährt, so kann auf dessen Er- 
suchen und zu dessen Gunsten der zuständige Träger der 
anderen Vertragspartei den zu Unrecht gewährten Betrag 
von einer Nachzahlung oder den laufenden Zahlungen an 
den Berechtigten nach Maßgabe der für ihn geltenden 
innerstaatlichen Vorschriften einbehalten. 

(2) Hat ein Leistungsempfänger Unterstützung von 
einem Fürsorgeträger einer Vertragspartei für eine Zeit 
erhalten, für die er zum Bezug von Leistungen der Ar- 
beitslosenversicherung oder der in Artikel 12 genannten 
Leistungen nach den Rechtsvorschriften der anderen Ver- 
tragspartei berechtigt ist, so hat der Träger dieser Ver- 
tragspartei nach Maßgabe seiner eigenen innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften auf Ersuchen und zugunsten des be- 
treffenden Fürsorgeträgers den Betrag, der als Fürsorge- 
unterstützung gezahlt worden ist, einzubehalten. 

Artikel 17 

Übergang von Schadenersatzansprüchen gegen Dritte 

(1) Hat eine Person, die nach den in Artikel 2 genann- 
ten Rechtsvorschriften im Hoheitsgebiet der einen Ver- 
tragspartei Leistungen für den Fall der Arbeitslosigkeit 
zu erhalten hat, nach den Rechtsvorschriften der anderen 
Vertragspartei Anspruch auf Ersatz des durch die Arbeits- 
losigkeit entstandenen Schadens gegen einen Dritten, so 
geht dieser Schadenersatzanspruch nach Maßgabe der für 
den verpflichteten Träger geltenden Rechtsvorschriften 
auf diesen über. 


’Ap^pov 14ov 
MeraxQOTtyi vofxiCfxkxiiJV 

(1) *H jjL£Ta9opa tcüv TiXyjpcoucav xaT s9apjjLoyTy Trapouar^q 
Sug-ßacjsccx; IvspysiTai Irrl Ty ßacrsi. TLtxTjc cjuvaXXayg.aToq, 
'/jTLi; ßac7i^£Tai. Itl cnjpL9a)vy^£!,(r/;(; pL£Ta tou AL£^V0’ji; Nopnc?- 
p.£T!,xou Ta[jL£LOu LCTOTLpLLag (Par Value) xat xsItocl Ivto;; Tcäv ütto 
Toü apÜpou IV, titXoc 3 Ilug.ßacy£wc; Tr£pl AL£f>voüq Nog,!,ap.a- 

TLXOÜ TapL£LOU y£VOpL£VWV S£XTo5v OpLCOV avo) xal xdtTW LaOTL- 
[iiccq (Parite) 8[.axupLava£wv. 

(2) ’Eav £1'^; zi GupLßaXX6!J.£Vov M£po; Ssv u 9 LcTTaTa[. xaTa tov 
/ povov zr^q [X£Ta 9 opa^; ouvaXXayptaTO^, otto tt^v Ewoiav 
7rapaypa90u 1, £9ap[jL6^£Tai i) imcr^yLoq zi^jirj CTuvaXXayjjiaToq, v) 
OTTola 6pL^£TaL und toü Mipou^ toutou Sloc z 6 voptcjjjLa auTou Iv 
(jyJcjEL npoq zb SoXXapiov tc5v H.II.A, TOiauTTjc; 

£V GXE(yEl Tzpbq £T£pOV v6jjLtapLa £X£u0£pCOc; pL£TaTp£!jj!.pLOV £XX£L- 
^Jj£L xal zoiaÜTqq Iv axifZEi jipbq tov xpncrov, 

’Ap^pov l5ov 

Aioixtixiscii icai Aiy.aaxizri aQtoy fi 

(1) Al Ap5(al, Ta SixaGTi^pia xal ol ’Opyaviajjiol a[X90T£pc;>v 

T^v outxßaXXopL£vcav M£pcov, Iv Tfj £9apg.oy7j z^q Trapoüor]^ Eupt- 
ßacy£caq, FIXouv Trap£/£L apto^ßalav ßor;^£Lav ^q va £7Tp6x£LT0 
7T:£pl 8i.xac7Tr^pLcov ’Opyaviopiwv xoivcovi-xTjq oLacpaXhoLq 

ZT^q ISioiq auTwv apcoy*/] aÜTT] ^a TrapIxs^aL 3cop£av. 

(2) Al appLoSia!. Ap/al tcvv Suo IMepcvv üa yvcoaTorroioov 
apLOtßalox; : 

a) Ilacjav TrXxpo90pLav Tispl olouSrjTTOTS pilTpou Xapißa- 
vopL£voij Sta T7,v £9appLoyxv TrapoücjT]^ i;'jpißao£co(;. 

ß) Traaav TrXxp090pLav Ti:£pL tu^ov TpOTi:oTi:oL'i^c7£cov CTup,- 
7rX7^pojc7£cav tt;^ vojjLO^£alaq auxcov twv crovSsopIvcov pl 
Tv^v £9apjjLoy7jV zr^q Trapoua^^ i;'jpLßaa£a)i;. 

’ApFpov 16ov 

Ä .xööoOtg :iQoyaxa^okviv yai axQ^^'^<^xiixo)q 
XOQrjyriO'h^rtov i:ttdo/Liax(ov 

(1) ’Ev f] Tr£p[,7rTcoa£{, 6 ’OpyavLopioc; hbq Ix xoiv crjpißaXXo- 
JjlIvwv Mcpwv xaT£ßaX£v iTiiSlipLaTa axpscaaxiQTco^, Suvaxai va 
aLTYjcjT^Tai Trapa toü appioSlou ’OpyavinpLOÜ toü 3£UT£pou Mlpoui; 
T*)]v TrapaxpaTTjcnv St.a XoyapLaopLOV tov toü axpEcaaT^Tco^; xaxa- 
ßX7]i^£VTOc; TTOooü Ix Tcüv 69£LXog.lvcov Eiq TOV Sixatoü/ou 7rapo/wv, 
cjupL9covco(; irpo^; ttjv l9app,0(TT£av lf>vtX7;v vopLo^£cjlav. 

(2) ’Ev fl Tr£p[,7rTa>a£i TrpoacoTrov tl lyi'. tü/S!. ßo^üi^piaTOt; Trap* 
'OpyavLopLOÜ Ilpovola^ Ivoq twv CTvpLßaXXopilvcov M£pcvv Sta /po- 
VLXTjV 7r£ploSov, Sl’t^v SLxaioÜTai, rropo/wv acJ9aXlcj£co(; av£pyla^; vj 
Tojv ÜttÜ toü ap'O'pOV 12 TTjq TrapOVCTT^q C7l)pLßaCT£COq 7rpoßX£7rOpL£VCOV 
Trapo/ow xaxa t7]v vopLO^£olav toü Ixlpou CTupißaXXopLlvov Mlpout;, 
Ta uTcb tÜttov ßoT^ÜTjpaTOi; xaTaßX£^£VTa Trooa TrapaxpaxoüvTai 
Trapa toü aa 9 aXLaTLxoü opyaviajjioü toü T£X£UTalou toÜtov MI- 
pov!; avaXoyox; Trpö^ irr^v I^VLxf^v vojjLO^£alav, Tyj (xlzriaEi xal 
XoyapLaopiov toü lvSi.a 9 £popL£vov ’OpyavLopioü npovala^. 


’Ap^pov 17 ov 

Mexccßißccöig a^ttboeojg evavxt xqixv^v 
6i axoyaxliGxaGiv ^ri/Liiaq 

( 1 ) ’Eav IttI toü ISa90ui; Ivoc; tcjv avußaXXopLivcov M£pwv, 
8t,xaL0Ü-/0{; Trapo^^i; tlv^){; ao9aXlo£coi; xaxa tt^^; aV£pyLa^;, xaxa 
TTjV Iv ap{>p(p 2 tt]^ Trapoüovi; vopLOxt£olav. Eyr^ SuvapL£L t% vopto- 

^EGlOCq TOÜ £T£pOU MIpOU^ a^loXTlV IvaVTL TpLTOU Sia T7]V aTTO- 
xaTaoTaoLV tt]^ £V£X£V Tvjv av£pyla^ tov Trpo 5 £V 7 ]' 9 '£l(T/]c; aÜT^ 
^T^jjila^, 6 09£lXIt'/]^ ’OpyavLopLOt; ÜTroxafhoTaTaL, CTvpL9covco(; Trpo? 
TT/jv 5[.£Trouaav aoTov vojjLo^£C7Lav, £t^ ty]v a^lcootv toü SLxaLoüxou 
£VaVT[. TOÜ TptTOO, 
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(2) Hat der verpflichtete Träger nach Maßgabe der für 
ihn geltenden Rechtsvorschriften gegen einen Dritten 
einen unmittelbaren Anspruch, so erkennt die andere 
Vertragspartei dies an. 

Artikel 18 

Beitragseinzug zugunsten des Trägers der anderen 
Vertragspartei 

Beiträge zur Arbeitslosenversicherung, die nach den 
Rechtsvorschriften der einen Vertragspartei von einer 
Person, die sich im Hoheitsgebiet der anderen Vertrags- 
partei aufhält, geschuldet werden, können dort zugunsten 
des berechtigten Trägers ebenso eingezogen und beige- 
trieben werden wie Beiträge, die nach den Rechtsvor- 
schriften dieser Vertragspartei geschuldet werden. 

Artikel 19 

Befreiung von Steuern, Gebühren und von der 
Legalisation für Urkunden und Schriftstücke 

(1) Sind nach den Rechtsvorschriften einer Vertragspar- 
tei Urkunden oder sonstige Schriftstücke, die bei einer 
Behörde, einem Gericht oder einem Träger dieser Ver- 
tragspartei vorzulegen sind, ganz oder teilweise von 
Steuern oder Gebühren befreit, so erstreckt sich diese 
Befreiung auch auf die Urkunden oder sonstigen Schrift- 
stücke, die bei Anwendung dieses Abkommens einer Be- 
hörde, einem Gericht oder einem Träger der anderen 
Vertragspartei vorzulegcn sind. 

(2) Urkunden, die bei Anwendung dieses Abkommens 
einer Behörde, einem Gericht oder einem Träger einer 
Vertragspartei vorgelegt werden müssen, bedürfen zur 
Verwendung gegenüber Stellen der anderen Vertragspar- 
tei keiner Legalisation, falls sie mit dem Dienststempel 
oder Dienstsiegel der Stelle versehen sind, welche die 
Schriftstücke ausgestellt hat. 

Artikel 20 

Unmittelbarer Verkehr der Beteiligten — Amtssprache 

(1) Die Behörden. Gerichte und Träger der beiden Ver- 
tragsparteien können bei Anwendung dieses Abkommens 
auf den Einzeifall unmittelbar miteinander, mit den betei- 
ligten Personen und deren Vertretern verkehren. 


(2) Schriftstücke aller Beteiligten können in deutscher 
oder griechischer Sprache abgefaßt werden. 

Artikel 21 

Fristwahrung bei Einreichung von Rechtsbehelfen und 
Rechtsmitteln bei einer unzuständigen Stelle der 
anderen Vertragspartei 

(1) Rechtsbehelfe oder Rechtsmittel, die nach den Rechts- 
vorschriften einer Vertragspartei bei einer Behörde, 
einem Gericht, einem Träger oder einer anderen Stelle 
einzureichen sind, gelten als bei der zuständigen Stelle 
eingereicht, wenn sie bei einer entsprechenden Behörde, 
einem entsprechenden Gericht, einem entsprechenden Trä- 
ger oder einer entsprechenden anderen Stelle der ande- 
ren Vertragspartei eingereicht werden; der Tag, an dem 
die Rechtsbehelfe oder Rechtsmittel bei dieser Stelle ein- 
gehen, gilt als Tag des Eingangs bei der zuständigen 
Stelle. 

(2) Die Rechtsbehelfe oder Rechtsmittel sind von der 
Stelle, bei der sie eingereicht worden sind, unverzüglich 
an den Träger der anderen Vertragspartei zur Weiterlei- 
tung an die zuständige Stelle zu übermitteln. 


(2) ’E9 ÖC70V 6 ’OpyavLCTfjLO^ xixrr/TaL, xaT^ loapjjLOYr.v tcov 
laX’jO'jaoSv Sl’ auT6v ».Sfav avavTt, Tptrou, t6 

STspov ^Hpoc avayveopft^sL Tr,v ayicoGiv Toc'!>Tr,v. 

ApOpov 

f’loifOQiöv 6i(i )MyaQi(Cij/iidr tov OQyari(Jf(ov 

TOV tttQOV 

'H sl'cTTTpa^i^ Tü)V sLa^opwv avspytx:;, oihivzz 

orpzO.ovToii Tr,v vo;j,of>£a';av evo; tc5v crjg.ßaAXo[JLfvo)V XIc- 

pwv dcTTo TTp6cycü7:6v zi Siaufvov inl Tou eSarpo'j:; tou zzzzo'j Ms- 
po’j;, S'jvaTai vi TrpayuaTO-OLr^üy] Irrt too iSao'j; toü cTspouToo- 
Tou Mfpo'jc Sri Xoyapiaa[jiov toü tuctcotou 'OpyaviajjLoü, xaü'civ 
TpüTTOV svspyslToct T) siaTrpaHi^ tcov zati ty^v voijLoßsaiav tou -Mf- 

pouq TOUTOU O^SlXopiSVCOV £La90pÖjv. 

'Apüpov 19ov 

An:ajJ.aycu cLtö rfAmr 3 <ai (f OQo>v, thq 

^eojQiqOecog vojnijii07ioi7i<7tiogf :xQo^kt:t6f,ievcu diic 
rä hjilorißa tyyQCiipcc aal koizici, <hicaiokoyy]xiyM 

(1) oaov, c5ruijL9a)vcü(; rrpö^; toc^ SiaTa^a«; evo; zy. tcov 
aup.ßaXXo[jLlvcov Mspwv, ava9opal ^ sTspa £yypa9a Trpoopi^opisva 
vdc 6T:oßX'^^üouv zic, ap^^v^v Tiva, zIq SLxaaT‘/jp(.6v zi 'q 9 op£oc Tivi 
Toü Grup.ßaXXojjL£Vou toutoo M^poui;, aTraXXaoaovTat p,£ptxco(; ^ 
TTaVTsXoOt; 9ÖpCOV TsXeOV, TO ptSTpOV TOÜTO ZT^<; dizzlzioic, ilVZYZZl- 

vzzoLi y.cd Ittitoöv ava90pwv ^ sTspeov £yya9coo, 6cTivaxaT’£9apjjLo- 
yr,v zr^c. Trapoua*/]^ 2up,ßacj£C0(; TtpoxsiTaL va uTToßXyjüouv zlc; ap^v^v 
Ttvac, Sixac 7 TT,pLOv T; 9op£a TOU ETspou aupßaXXojjLsvou Mipouc. 

(2) ''Eyypa9a, Ta OTTota, xaT’ £9ap[JLoyrjV tt,(; ^rapouav^ Huu- 

ßaacco;, Ssov öttcoj; urroßX'/jwatv zIq apx'/;v, S^xacyTr^pLov rj 9op£a 
svo^ (TupLßaXXopLlvou Mipouc, 5i:v Tzpbc, ypr^<zlllQ'zoiT,(Jlv 

auTcov ^comov uTr/]p£mcov tou sTipou (pjfjißaXXopLlvou Mspou? 

OlacrSr^TTOTS VO[jlLp,O7roU,a£C0', £9’ OCJOV 9£pOUV TT,V U7TT,p£(TLaXY]V 
cnQ[j,avaLv vj tt^v uTir^psaLaxY^v a9payfSa t^^ U7r/;p£aia(; r{zic, s^eScoas 
Ta £yypa9a TaUTa. 

’Apüpov 2O0V 
AßiiOog Lxtyoirojvicc rebv 

yitra^v rcor. ETtiori^oi ykChooai 

(1) Al Ap^^ai, Ta SixacTTr^pia xai oi 'OpyavLCTptOL a[jL90T£pcov 

TCOV cpupLßaXXopLsvcov Mspojv SüvavTai, xava tt^v £9appL0y7]v zr^q 
rapoöar;; Suptßdtoscot;, sLt; IxacyTr^v ttspl-ttcoclv, va spycovTaL irr* 
£UÜ£la(; zlc, £7ra97]V pLSTa^u tcov xal ptsTa tcov svSiaospojjLsvcov 
TTpoacoTTcov ^ zwv avTirrpocycoTTCov auTcov, Iv zfi auTwv 

yXcoCTcriQ. 

(2) Ta Tvapa tcov £vSLa9£pojjL£vcov uiroßaXXotjLsva SLaxaioXoy'/; - 
Ttxa SüvavTaL va (TuvTacyacovTai zlc^ ty]v ysppiavLxr^v rj T7 )v IXXt^vl- 
XTjv yXeoCToav. 

’'Ap'9'pov 2 I 0 V 

IjQOöif vyal v:xo^akkößevai eig avccQßodiag {mrni^oiag 
TOV rcor Ovßßakkofiho)v 

(1) npoa 9 uyaL, aLTLV£(; Seov va UTroßaXeovTar, xaTa t'/]v vopio- 
■üsuLav £v 6 ; twv crup.ßaXXojjL6./cov Mspeov, zIq ’Apyr,v Ttva, Sixa- 
cjT7]pLov, ’OpyavLopiov '/] zzzpoLv U7T/;psaLav, üscopoüvTai uiroßX'/;- 
^zl(jxi zlq T'l;v apnoSiav ur:y;p£a'av, lav syouv rpoaayÜYj si:; avTL- 
(TTOiyov ’Apy^v, SixacjT^pLov, ’OpyavLcyp^v '/] sTrpav avTLCJTOLyov 
67a;p£(7Lav tou sTspou twv (TjjjißaXXo'jLsvcov Mspoiv. * H i^aspa Trapa- 
Xaß'7,;; TOÖVTOLOUTCOV 7rpoa9uycov napa tt^:; hj Xoyco u:rc;p£(7La; Üsep- 
psLTai co^ YjpLspa UTToßoXr^^ toutcov £l; tt,v apiuoSfav UTT/jpsaLav 
TOU £T£pou Twv aujjLßaXXopiivcov Alspoiv. 


(2) Al 7:poa9uyaL SiaßLßat^ovTaL dpLsXXrjl dirö 'rr,v Ü7rc;pscylav 
sl' rp; ü::£ßXr,x)’r,aav zU vov ’OpyaviopLov tou £T£pou Mdpouc, 
gcttl; ScaßLßdt^sL TauTa:; TrspaiTspco zl:; zryj ap^uoSiav u7Tr,p£aLav. 
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Drucksache IV/283 


Artikel 22 

Zustellung im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei 

Bescheide des Trägers der einen Vertragspartei kön- 
nen einer Person, die sidi im Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei aufhält, unmittelbar durch Einsdireibebrief 
mit Rückschein oder über den Träger dieser Vertragspar- 
tei zugestellt werden. 

Artikel 23 

Verwaltungsvereinbarungen 

(1) Die zuständigen Behörden können die zur Anwen- 
dung dieses Abkommens erforderlichen Verwaltungs- 
maßnahmen vereinbaren. Dabei können sie für die Erstat- 
tung von Leistungen nach Artikel 11 eine Pauschalberech- 
nung vereinbaren. 

(2) Sie können für die technische Abwicklung des Ver- 
fahrens Verbindungsstellen, die unmittelbar miteinander 
verkehren, benennen. 

(3) Zur Erleichterung der Durchführung dieses Abkom- 
mens wird ein Ausschuß gebildet, der aus den Leitern 
der für die Arbeitslosenversicherung zuständigen Abtei- 
lungen der zuständigen Behörden besteht. Diese Personen 
bestimmen für den Verhinderungsfall ihre V^ertreter und 
können sich von Sachverständigen begleiten lassen. Der 
Ausschuß tritt zusammen, wenn ein Mitglied es wünscht, 
und zwar abwechselnd im Hoheitsgebiet der einen und 
der anderen Vertragspartei. 

Artikel 24 
Schiedsklausel 

(1) Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwendung 
dieses Abkommens sollen, soweit möglich, durch die zu- 
ständigen Behörden der beiden Vertragsparteien beige- 
legt werden. 

(2) Kann eine Streitigkeit auf diese Weise nicht beige- 
legt werden, so ist sie auf Verlangen einer der beiden 
Vertragsparteien einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, 
indem jede Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide 
Mitglieder sich auf den Angehörigen eines dritten Staates 
als Obmann einigen, der von den Regierungen der beiden 
Vertragsparteien zu bestellen ist. Die Mitglieder sind 
innerhalb von zwei Monaten, der Obmann innerhalb von 
drei Monaten zu bestellen, nachdem die eine Vertrags- 
partei der anderen mitgeteilt hat, daß sie die Streitigkeit 
einem Schiedsgericht unterbreiten will. 

(4) Werden die in Absatz 3 gesetzten Fristen nicht 
eingehalten, so kann in Ermangelung einer anderen Ver- 
einbarung jede Vertragspartei den Präsidenten des Euro- 
päischen Gerichtshofes für Menschenrechte bitten, die 
erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Besitzt der 
Präsident die Staatsangehörigkeit einer der beiden Ver- 
tragsparteien oder ist er aus einem anderen Grund ver- 
hindert, so soll der Vizepräsident die Ernennungen vor- 
nehmen. 

Besitzt auch der Vizepräsident die Staatsangehörigkeit 
einer der beiden Vertragsparteien oder ist auch er ver- 
hindert, so soll das im Rang nächstfolgende Mitglied des 
Gerichtshofes, das nicht die Staatsangehörigkeit einer der 
beiden Vertragsparteien besitzt, die Ernennungen vor- 
nehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. 
Seine Entscheidungen sind bindend. Jede Vertragspartei 
trägt die Kosten ihres Mitglieds sowie ihrer Vertretung 
in dem Verfahren vor dem Schiedsgericht. Die Kosten des 
Obmanns sowie die sonstigen Kosten werden von den 
beiden Vertragsparteien zu gleichen Teilen getragen. Das 
Schiedsgericht kann eine andere Kostenrcgelung treffen. 
Im übrigen regelt das Schiedsgericht sein Verfahren selbst. 


"ApFpov 22ov 

Kon o.^ohjfjt^ l:ti rov tTtQov Tcn 

Al TTcxpa TLva^; ’Opyav.afjtoö bjoc, tcov aotxßaXkopLfvcov Mipwv 
SövavTai va xoivo-ow,f>ouv siq -poaco-O'J 
3ia;jL£Vov h-l tou iSi(po'jc toö sTspou Mspoo; aTT’eußsIa:; Sia <tj 
STriaToXr]:; jxst’ dcTToSe'Aecoc ■?) [xsaco toö ’OpYav!,ag.oö toj 
Mfpo'j; TO'jTO'j. 

’Apüpov 23 ov 

öviiKf on Uu 

(1) .;Vl ap[Xo3!,a'. ’Ap/al tcov <rj!xßaAXofX2Vcov Msptjv Svvy.vTa', 
vx <Tjva6ouv (Tjp,9(x>VLav Gyzzv/:ry izpoq xa avayxala Sioixyx'.za 
txsTpa Sia TT,v £ 90 cpjxoY'),v -apono'/;? SupiSiascoc. 

HaocÖTCoc 8 ’jv:cvtoc!, va TTpolXßo'Jv er? crj|X 9 Ct)vlav Sii xyv xar’ 
drroze-Yv arroSoaiv tcov £V apFpto 2 zpoßXs-ogsvcov — apo/cov. 

( 2 ) A’jvavTKL ZTzi^rr^z, Bix rr,v xr^pYaiv xr,; J.-aixonuF//;; -p6; 
xoöxo SiaSr/.aala;, va oplao’jv opY^vx-cjovSsauon:, oI'xive; ük ixi- 
zo'.vcovoöv a— ’e'jßsiloc; [xexa^ü xtov. 

(3) ü'jvicxaxai ’F^xixpo-T^ arroxD.o’juivr, Iz xciv -po’iaxa'x^vcov 

xojv apuoSiorv ztzI arJ 9 a}.lGö(o^ avspyla; xeov olzricov 

Ap/cov, TTpöc; 8'£'jz6X'jvgi,v xr,; 'zr^Q -apouay; D’jußa- 

Gococ. Ta Iv koyco — poGcorra, hj —spi— xeoGi». zoAöfxaxo; xeov, 'jtto- 
Ssvzv'jO'jv xo'j; dvar:A7;pcoxa; aöxcTiv, Sövavxai Si vd G’jvo^^ jcovxat, 
zal OTTO Ipi-SLpoYvco’XGVcov. 'H ’EmxpTrr, Govfpycxai x7, alx/^Gsi 
hoc MsXo’j; hy.'kXx'i izzl xoÖ zM'^ooz xoö hoc, zal xob hhoo 
Mspo’.:. 

’Apüpov 24 ov 
JiaiTXjOla 

(1) ’A;x 9 t,Gßr,xYGSip rrspl xyv £p[xr,v£lav xr,v eoapaGy/^v x7]p 
-apo'jG'r,:; Eo'xßdGcco; ßd ^-lAÖcovxa!, h xca gixpco xoö 3'jvaxoö 
p,£G'^ x(bv dp pLoSlcov ’Ap/cov x£)V S’jo G'j'xßaAXojxsvcov Alepcov. 

(2) ’E 9 ’ ögov d;x 9 iGß'/;x'/;GL:; 8h Sövaxa'. vd iTriX'jßr, zaxd xo 
dvcoxspco xporrov, anx/j UTroßdXXsxai zlq xrp; zplGiv S!,aLxr,xczo'j 
SizaGX7;plo’j xfi alxr^GSL evo^; iy. xwv GnjxßaXXosxsvcov AHpeov. 

(3) To S!,a!.xT;xizov SczaGxy;pLov v.axd Trec'-xoG'v, 

FzaGxo’j xdiv G’jjxßaXXopL^vcov AHpcov opll^ovxoc; dvd h MiXo:; zal 
xeov 8oo TOüxeov AIsXwv G’jpL9covo'jvxcov Sid xr,v STTiXoYYV £vö(; 
TToXlxo'j xpLxou Kpdxou? d); £-i8LaLX'r,xoo, ogxlc Sioplt^sxai ut:o xcov 
K oß£pv7;G£cov TCOV Süo GogßaXXogsvcov Alepcov. Td jxeXr, Sioplsov- 
xai hroQ 2, 6 8t £7:LS'a!.xr^xd,(; evxoi; 3 [xyvojv, d 9 ’ 'qq x6 h xorv 
(TjjxßaXXo[X£Vcov Alepcov dvazoivcoGy el^ x6 exepov oxi ßO.ei vd 
’jTToßdyY XT,v 5 La 90 pdv zlq Sia'.xr^XLzov SizaGv^pLov. 

(4) ’E9’ ögov al ev 7:apaYpd9Cp 3 op'GOelGa'. -poOeG’xlai 5ev 
x'/;pT,ßo'jv, S'jvaxai, eXXelcJjei exepae G^jpL9covlac, ezaGxov xeov g’jjx- 
ßaXXouevcov Alepwv vd TrapazaXeG*/^ xov ITpdeSpov xon EopcoTral’- 
zoö AizaGXYpioo xeov AizaLcoixdxcov xoö ’AvDpcoTro'j ottco^ dvaXdß"/] 
xoü^ SiopiGao'jc. ’E 9 ’ ogov 6 TTpoeSpo^ elvai -oXlxv;:; evo:; ez xow 
Gi)[xßaXXo[xevcov Alepcov 'q zcoXüexai £9 dXXyi; alxlat;, xdxe Seov vd 
dvaXdßy xou; SLop'.Gfxoöp 'o ’AvxiTrpoeSpo^. ’E 9 ’ ogov zal 6 Avxi- 
-poeSpo:; eivai ttoXIttj^; evo:; ez xwv GO[xßaXXo[xevcov Alepcov q 
zcoXuexai. zal ouxoe, S^ov vd dvaXdßy] xo'j; SiopiGpLOÖ:; xo errdptevov 
zaxd aetpdv apyonoz-qroq pteXo; xoö A!.zaGxr,plou ix xwv per, zez- 
'zqiJihoyj rqv IßaYsveiav xoö höq xeov G'jp[,ßaX).o[xevcov Alepcov. 


(5) To AiaLX'/;x’.zöv A'/zaGxr^p'.ov dx:o9aG’2^e'. 3id TiXeLoy^oLae. 
Al y.TzocpiazLZ avxov elvaL SeGjxevxizal. 'TvzaGxov xcov G’j;xßaX}.o- 
;xevcov Alepcov e-ißapovexai [xe xdc Sa-dva; xov ;xe}.ovp avxov, cop 
zal xr,; ixnpoacoTzqoztoq xov ev xrj SiaSizaGla xov 3!,a'.xY,xxzov 
S'.zaGxr,plov. Al SaxdvaL xov e-!,3ca!,XYxov, eve zal al >.ot,-al 3a-d- 
vai, ßapvvcoG'.v xd G'o;xßa>.).d;xeva Alepr, zax’ iGoaoiplav. J’o S'.ax- 
X'/;x'zov S'zaGXYpLOV dvvaxai vd evepYYGr, exepov ßzazavoviGpiov 
xcov SaTTavoSv. Kaxd xd Xo'.xd xo 3iaixY,Tczöv 8'cxyoTqpiov pvlFxE^e- 
avxö xY,v 5'a3'.zaGlav xov. 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Artikel 25 

Berufung in die Organe des deutschen Trägers 

Die deutschen Rechtsvorschriften, nach denen das pas* 
sive Wahlrecht zum Deutschen Bundestag Voraussetzung 
für die Berufung als Mitglied der Organe der Bundes- 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung ist, werden durch dieses Abkommen nicht berührt. 

Artikel 26 

Übergangsregelungen 

(1) Dieses Abkommen begründet keinen Anspruch auf 
Leistungen für die Zeit vor seinem Inkrafttreten. Bei An- 
wendung der Vorschriften des Abschnitts III sind jedoch 
auch Tatbestände zu berücksichtigen, die vor dem Inkraft- 
treten des Abkommens liegen. 

(2) Leistungen an Versicherte, die nach dem 30. Sep- 
tember 1961 ihren gewöhnlichen Aufenthalt in das Hoheits- 
gebiet der Vertragspartei verlegt haben, deren Träger 
die Leistungen auf Grund eines besonderen Gesetzes oder 
eines Regierungsbeschlusses gewährt hat, werden dem 
Träger nach Maßgabe des Artikels 11 auch für Zeiten 
erstattet, die zwischen dem Zeitpunkt der Verlegung des 
gewöhnlichen Aufenthaltes und dem Tag des Inkraft- 
tretens des Abkommens liegen. 

(3) Tritt das Abkommen außer Kraft, so ist jede Person, 
die auf Grund seiner Bestimmungen am Tage des Außer- 
krafttretens Leistungen der Arbeitslosenversicherung auf 
Grund des Abschnitts III bezieht, berechtigt, nach Maß- 
gabe der genannten Bestimmungen weiterhin Leistungen 
zu beziehen. 

Artikel 27 

Berlin-Klausel 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung des Königreiches Griechenland 
innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten des Ab- 
kommens eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 28 

Ratifikation — Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation. Die Rati- 
fikationsurkunden sollen so bald wie möglich in Athen 
ausgetauscht werden. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tage des zweiten 
Monats nach Ablauf des Monats in Kraft, in dem die 
Ratifikationsurkunden ausgetauscht werden. 

Artikel 29 

Geltungsdauer — Kündigung 

Dieses Abkommen bleibt für ein Jahr nach seinem 
Inkrafttreten gültig. Seine Geltungsdauer verlängert sich 
jeweils um ein Jahr, sofern es nicht mit einer Frist von 
drei Monaten zum Jahresende schriftlich gekündigt wird. 

ZU URKUND DESSEN haben die beiderseitigen Bevoll- 
mächtigten dieses Abkommen unterschrieben und mit 
ihren Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu Bonn am 31, Mai 1961 in vier Urschrif- 
ten, je zwei in deutscher und in griechischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 

Carstens 

Clauss en 

Für das Königreich Griechenland 

Y psilanti 


'ApDpov 25ov 

roji' o(*y('cr(ot’ rtbr o(jy{i)'( 0 (T((f)r 

Asv al Siy.z7.EsL: zr^z 

YzpaaviXT,; vofjLoßzcr' y.r, al o-oTai lEapTOÜv zb Sv/.yioyxy. t/S/syn^z 
zSyj opva.vwv toü '0 [jLO<T7:ov3iaxo'j ’OpYxviauo'j ’Arraa/oXr^a^co; 
/.al ArrY-aXla^oJC Avspyla; £v toü S':/.y.iSyxy.zoz tA/.oyr^z vcov siz 
zrpj '0;jioa-ov§ia/.r,v Tcppavi/.r^v 

’Apflpov 2 Gov 

MerapyaTiyai 

(1) Auvapsi, zr^z, -apouar,; Y'jpßaarco;; Sev OipEXiouTai Si/aloj- 
aa £7 tI Ta; Trapo)^a; Siy. töv Trpo tt;; ftscjsco; auvr^; h i(yybl /povov. 
riavTco; Six t7;v £9aptj[,OY'li'^ vcTw Siarajscov toü tItXou 3 tt;; 
Trapoua*/;; AiupßaaEcci; Aap-ßavovTai uiz" oyw va Iv tol; ^tpO-poi; 
aÜTOÜ avayspoasva 77paYp,aTL/-a TrspLaTaTi/a £(ttco xal iocv zauzx 
spTrlrrTO’jv sl; ypovov -po tt;; layboz TaUTr^;. 

(2) Ilapo“/al Trpo; r^ayaXiaasvQu;. ol ottoIol jasTaylpouv tt^v 
3(.ap-ov7;v tcov p,£Ta rr^v 30rjV HsTrTEpßplou 1961 sic; zb iSoccpoc; 
Tou STspou Twv crupßaXXopfvcov Mspwv, yopr,YO'jp.£va(, 6-6 tou 
’O pYavicjpoü Toü Mspou; toütou Suvaps!, £l3i/.oü vopou -pajeco; 
Toü 'TicoupYtxoü XupßouXlou Tvj; yoipa^ auTOU, -ö-a dTioSoO'OÜv sic; 
Tov ’OpYocv'.apov toütov y.yzx Ta £v apOpcp 2 opil^opsva /.al Sia 
T'^v ypovi'/.ry TrsploSov, r] OTrola tu^ov pscjoXaßsT psTa^ü t'^; 
psTayopa; tt^; Siapovr,; /.al t?,; Dectsco; Iv iayui Tvj; Trapoücr/;; 
Supßaazcoc. 

(3) iMs-a Ty;v Xt^^iv tt^; tt;; Trapoua-/;; Supßaasco; ~av 

TTpoacoTTOv Si/aiobpsvov rypoyCov aayaXlasco; avspY^a; IttI t^ 
ßaasL TCOV StaTa^scov toü /syaXalou 3 xaTa tov /povov I/tt^o^ 
TT]; layüo; Tvj; Hupßaoscoc, ^IXsi SLyzr^pr^GSL zb SuvapT!, tcov 
S iaTa^Ecov a'JTYjc /t/;^Iv 3i/.aUopa. 

Apß p ov 27ov 
Ji/cTu^ig (UfOQojOa to 

*H TrapoÜCTa Süpßam; icrypsi szzlcrr^z /al Sia t/;v /copav toü 
ßspoXlvo'j, I 9 ’ OCTOV Yj Kußlpv^cri; tt]; 'OpoaTrovSia/v;; A'/;po- 
y.pyziyc tt^; Fsppavla;, Ivto; Tpicov pr^vcov ocjzb Tr^!z DIcteco; tTjC 
2 jpßacTECo; Iv iGybl, Ssv Yvcoazorcoir^ari Trpo; Tr,v Kußlpvr^aw toü 
B aaiXslou tt,; 'EXXaSo; dvTlßETOv Yvcop'/;v. 

'ApDpov 28ov 

E,ziy.vQv>aiq-Otaig Iv io/vi 

( 1 ) 'II TTapoücya Xüpßaac; s^t-'z-upcocTECo;. Td Iri/upco- 

Ti/d £YT?^9^ dvTaXXaYOÜv Iv Aftrjvai; zb SuvaTOv Ta/ü- 

TSpOV. 

(2) 'H Eüpßaai; ^Iael Iv la/üi y-zb tt;; -pcoTT,; toü Söo- 

TEpO'J pT,v 6 c, OCTTLC d/. 0 X 0 Oi>£l TOV [ATjVa TTj; TstZCOXy^'f^Z TWV Ittl- 

/upcoTi/cov lYYp2t9Wv. 

’Apßpov 29ov 

Aia<iyeia toxvog -Karyyt/Aic- 

'H ioybz, tt,c Trapoücrr,; Zopßdaeco; CTup 9 Cjov£^Ta!. Iv eto;, 
dcTTÖ TT,; YjpspopYjvla; ^Icjeco; auTv;; Iv Icryui. 'H iczybc; vr^q ^d 
dvavEOÜTai aLCOTr/;p(o; arro Itoo; sic czoc, sy.zbq TraTaYY-^^-^s 
T7];, lYYP^9f^? yivoiiivr^z, Tplp'/;vov TOuXd/tcTTOv 7:p6 t^; Xr^qsSic 
Tx; /al LCTXuoüc7T,c 3cd to tIXo; toü Itgo;. 

’Ey’oj OL SiaTSTLciTc'jpIvoL TCOV 3'jo /copcov ÜTrlYP^Lyav tv^v ira- 
poüaav E'jpßacjiv /al If^ECjav iTr’auTT;; zyc GcppyyiSyq ocbzoiv, 

’Ey^veto hj Bowy zfi 3 Ir] Maioo 1961 el; zsaaxpy TTpcoTO- 
Tj-rra, l^’cov Süo el; tc^v s>Ekr^vly.r^v /.al Süo el; t^v Y 2 ?:^ 5 tvL/.Y]v 
YXcocraav, dp 90 TEpcov tcov /.ELpIvcov Ixovtcov la^v Lcryiov, 

Aid TT/,» 'Opoc777ov3La/r]v A'/]po/paTLav tt,; FEppavla; 
Carstens 
CT a u s s e n 

Aid TO BacrD.ELOv tt^c 'EXXd3o; 

V p s i l a n t i 
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Schlußprotokoll 
zu dem Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Griechenland 
über Arbeitslosenversicherung 

TeXlKOV ripijOTOKoXXoV 

Ti]s Ivfjißaa-ews pera^v Tr]S ' OpocTTrovSiaKijs I\}]poKpaTLas rijs F sppavias 
Kctl Tov BcKTiXeiov Tr]s ^:XXdSos 
7r€p\ ä(Tcf)aX[(T€(t)S Karci rfjs ävepyias 


Bei der Unterzeichnung des heute zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und dem Königreich Griechenland 
geschlossenen Abkommens über Arbeitslosenversicherung 
haben die Unterzeichneten folgendes vereinbart: 

1 . 

Beantragt eine der in Artikel 3 des Abkommens ge- 
nannten Personen, die im Hoheitsgebiet der anderen Ver- 
tragspartei ohne Verletzung der Rechtsvorschriften über 
die Beschäftigung von Ausländern eine Beschäftigung 
ausgeübt hat, Leistungen nach den in Artikel 2 des Ab- 
kommens genannten Rechtsvorschriften dieser Vertrags- 
partei, so soll der Träger dieser Vertragspartei ihr eine 
solche Leistung nicht allein aus dem Grunde versagen, 
weil die Befugnis zur erneuten Aufnahme einer Beschäfti- 
gung in deren Hoheitsgebiet an die Erteilung einer Ge- 
nehmigung durch die Behörden gebunden ist. 

2 . 

Die Regierungen der beiden Vertragsparteien werden 
die geltenden Vorschriften über die Beschäftigung und 
den Aufenthalt von Ausländern im Geiste dieses Ab- 
kommens anwenden. 

3. 

Dieses Schlußprotokoll ist Bestandteil des Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem König- 
reich Griechenland über Arbeitslosenversicherung. Es tritt 
an demselben Tage in Kraft wie das Abkommen und 
bleibt ebensolange wie dieses in Kraft. 

ZU URKUND DESSEN haben die beiderseitigen Bevoll- 
mächtigten dieses Schlußprotokoll unterschrieben und mit 
ihren Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu Bonn am 31. Mai 1961 in vier Urschrif- 
ten, je zwei in deutscher und in griechischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Carstens 
Clau s s en 


KaTa zry auvop,oXoYr,{>3LCT7;; (iy;{j(,£pov S'jp,3a!; 

TY]:; 'Op,oaT:rjv§'.axyj^ zr^c, FEppiavia- 

zai. TO'j zf^c, 'EXXa^o:; Tispl zaTX zr^' 

dv£pY^a<; Ol uroYpd^ovTS^ a'jvs^diVTjaav Ta dxoXouOa: 

1 

'Edv TcpoGGiTTOv TL zY, TCüv dva9£pop,£v<jov £v dpB-pco 3 zr^q E'jp,- 
ßdazcoc, spY^CTitsv zlq zb tou CTspou t(7jv a'jaßaXXouivwv 

Mspojv, dv£u TuapaßtaCTsciit; tt^^ vop.O'&saiat; nzpl zpycccsioiQ dXXo- 
8a7:wv, aLTELTai tt^v xoprpfr^aiv rrapoyciv ßdasi zf^c, vopLottsaia:; 
ToO sTspoi) Mspou«;, t^«; 7TpoßX£T:o|jL£vrjq dp'{>p9 2 zf^q, Eu|jLßd- 
(TE6):;, 6 "OpYavLajjLO«; tou sTspou Mspou:; 8’jvaTaL vd dpv'Yi>?i 
TT/.^ /opTjYTjCiv z^q ToiauT'/;:; Trapoyri^ 8id [jlovov tov Xoyov ozi zb 
SizaLCopLa auvd^^stv^; vlac; aupißdasoix; Ip Yaoia:; UTTozsLTaL zlq zry 
zyYpiaiv TojvdppoSLCiiV dp/cov. 


2 

Al KußspvYCTstc; dp,90T£pcov tojv c7up,ßaXXo[A£vcov Mspcov ^d 
£9aptjL6^ouv Tdi; La/uouaa; SiOLZ^klziq ruspl dTaa/oXr^asco; zal 
3La|jLovyi<; tcov dXXoSaTrcov uto t 6 TrvsOjjLa zr^^q Trapovar^«; Huiaßdasco:;. 

3 

To rrapov tsXlxÖv npWTozoXXov aTcoTsXsL dvaTtoaraaTOv Tp,7ifj.a 
TT^; Eup-ßdosoLx; jjLSTa^ü zr^q 'OpLoaTrovSiaz^:; A'/;[jLOzpaTLa:; tt^:; 
Espuavlat; xal tou BaatXsiou zriq *EXXd 3 o^ irspl dG9aXL<7£<jo? 
zaTd TT,:; dvspYLac, hsXsrt 8k Tsttf^ £v la/ui dro tt^:; auT*?^:; r/pLzpoiq, 
xah-’ fjv xai 7] EupßaGL^ xal ttd 7:apap,£V'^ £v tayuC 8 l" öaov xal 
auTT, ypovov. 

E(P’ n Ol 3 La:T:£TLaTzupL£voL zo)v S 6 o Msptüv uTreY?'^'^^'-' 
TTapov tsXlxov rpcoToxoXXov xal sttsaav Ire’ auTOÜ zoeq CKppoiyi^OLq 
auTOjv. 

EEENETO Iv Bovv'^ Tf| 3 lf| MaTou 1961 zlq Tsaoapa TTpQ- 
TOTUTa dvd 8uo sLt; Tr,v y^PP^^lvixt^v xal £XX7;vLxr,v Y^'Waaav, dp,- 
90 T£p 6 )V TCav X£Lp£VCÜ>V SyOVTCUV ’i<Tr^V LCTyuV. 


Aid Tv;v '0|jLO(TTOv8Lax7;v Ar,poxpaTLav zr^q Eippavla;; 
CUa r s t e n s 
C 1 a u s s e n 


Für das Königreich Griechenland 
Y p silanti 


Aid TO BaaiXsLOv tt^j; 'EXXdSo:; 
Ypsilanti 
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Denkschrift 

zum Abkommen und zum Schlußprotokoll 


Seit dem Abschluß der Vereinbarung vom 30. März 
1960 zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung des Königreichs 
Griechenland über die Anwerbung und Vermittlung 
von griechischen Arbeitnehmern nach der Bundes- 
republik Deutschland (Bundesanzeiger Nr. 25 vom 
4. Februar 1961) ist die Zahl der in der Bundes- 
republik einschließlich des Landes Berlin beschäf- 
tigten griechischen Arbeitnehmer sprunghaft ange- 
stiegen. Während die Zahlen für den Stichtag 
(30. Juli) der Jahre 1954 bis 1959 ein langsames aber 
stetiges Ansteigen der Zahl der beschäftigten grie- 
chischen Arbeitnehmer von 548 im Jahre 1954 auf 
4089 im Jahre 1959 aufweisen, betrugen die ent- 
sprechenden Zahlen 1960 bereits 13 005 (davon 1526 
Frauen) und 1961 40 768 (davon 8762 Frauen); am 
30. September 1961 wurden bereits 53 049 griechische 
Arbeitnehmer gezählt. 

Im Gegensatz zu den italienischen Arbeitnehmern 
finden sich unter den aus Griechenland angeworbe- 
nen Arbeitskräften kaum Saisonarbeiter oder — 
soweit sich das nach den bisher vorliegenden gerin- 
gen Erfahrungen beurteilen läßt — solche, die nach 
nur einjähriger oder kürzerer Beschäftigung in ihr 
Heimatland zurückkehren; vielmehr dürfte ein er- 
heblicher Teil dieser Arbeitskräfte ein Verbleiben 
in der Bundesrepublik für dauernd oder doch für 
längere Zeit anstreben. Verhältnismäßig wenige 
griechische Arbeitnehmer sind im Bau- und Bau- 
hilfsgewerbe tätig (am 31. Juli 1961 3304 oder 

rd, 8 V. H.); weitaus den größten Anteil haben die 
eisen- und metallerzeugenden oder -verarbeitenden 
Betriebe aufgenommen (18 003, davon 3305 Frauen, 
das sind rd. 40 v. H. von der Zahl der griechischen 
Arbeitnehmer insgesamt bzw, rd. 38 v. H. der weib- 
lichen griechischen Arbeitnehmer). Im Wirtschafts- 
bereich Textil und Bekleidung waren am genannten 
Stichtag 4543 griediische Arbeitnehmer beschäftigt, 
darunter 2019 Frauen; das entsprach bei den Frauen 
einem Anteil von 23 v. H. Die Zahl der von Januar 
bis einschließlich September 1961 neu hereingekom- 
menen griechischen Arbeitnehmer beträgt 28 343; 
davon sind 16 075 durch die auf Grund der Anwerbe- 
vereinbarung geschaffene deutsche Kommission in 
Griechenland angeworben worden. Diese Zahl hat 
sich nach einer Meldung vom 23. November 1961 
bereits auf 20 000 erhöht. Gebietlich verteilen sich 
am 30. Juni 1961 die in der Bundesrepublik und im 
Land Berlin beschäftigten griechischen Arbeitnehmer 
in erster Linie auf Nordrhein-Westfalen (14 408 — 
rd. 35 V. H.) und Baden-Württemberg (13 136 = rd. 
32 V. H.), gefolgt von Bayern (6782 — rd. 16,5 v. H.) 
und Hessen (3010 ~ rd. 7,5 v. H.). 

Demgegenüber spielt die Zahl der deutschen Arbeit- 
nehmer in Griechenland keine Rolle. Es liegen zwar 
keine zuverlässigen Zahlen vor, doch dürfte eine 
Schätzung aus dem Jahre 1959, nach der mit nur 
500 bis 1000 Arbeitnehmern zu rechnen war, auch 


heute noch zutreffen; diese Arbeitnehmer dürften 
überdies überwiegend nur vorübergehend von ihren 
deutschen Unternehmen nach Griechenland ent- 
sandt sein, um dort Aufträge zur Erschließung von 
Braunkohlenvorkommen, zum Bau von Elektrizitäts- 
werken und anderen Vorhaben auszuführen. Sie 
werden dann hinsichtlich der Sozial- und Arbeits- 
losenversicherung ihres Beschäftigungsverhältnisses 
ohnehin den deutschen Rechtsvorschriften unter- 
liegen. 

Wesentliche Grundsätze des Abkommens sind die 
gegenseitige Gleichbehandlung der Staatsangehöri- 
gen der Vertragsstaaten und der Flüchtlinge auf 
dem Gebiet der Arbeitslosenversicherung und der 
Arbeitslosenhilfe, die Berücksichtigung im anderen 
Vertragsstaat zurückgelegter Versicherungszeiten 
für die Erfüllung der Anwartschaftszeit und die Auf- 
rechterhaltung und Mitnahme des Leistungsan- 
spruchs eines Arbeitslosen, der in das Gebiet des 
anderen Vertragsstaates zurückkehrt. Das vorlie- 
gende Arbeitslosenversicherungsabkommen wird in 
erster Linie den auf Grund der o. a. Anwerbever- 
einbarung zur Arbeitsleistung in der Bundesrepublik 
oder im Land Berlin angeworbenen griechischen 
Arbeitnehmern sozialen Schutz für den Fall der 
Arbeitslosigkeit nach Rückkehr in ihr Heimatland 
gewährleisten. Es bildet damit einen notwendigen 
Beitrag zur Entlastung des deutschen Arbeitsmark- 
tes, der auf die Anwerbung griechischer Arbeit- 
nehmer angewiesen ist, die im übrigen nach über- 
einstimmenden Berichten in den Betrieben ein sehr 
zuverlässiges und verträgliches Element sind. Das 
Abkommen entlastet zugleich den griechischen Ar- 
beitsmarkt und stellt somit einen weiteren Beitrag 
für die Zusammenarbeit des freien Europas dar. 


Zum Abkommen im einzelnen 

Abschnitt I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 enthält die üblichen Begriffsbestimmungen. 

Artikel 2 bestimmt in der üblichen Weise den sach- 
lichen Geltungsbereich; dieser erstreckt sich in der 
Bundesrepublik auf die Rechtsvorschriften über die 
Arbeitslosenversicherung und die Arbeitslosenhilfe, 
in Griechenland auf die Recbtsvorsdiriften über die 
Arbeitslosenversicherung und das in etwa der Ar- 
beitslosenhilfe entsprechende beitragsfreie System 
der Leistungen an Arbeitslose, die die Vorausset- 
zungen für einen Anspruch auf Leistungen der 
Arbeitslosenversicherung nicht erfüllen. Der Gel- 
tungsbereich schließt ferner die Rechtsvorschriften 
ein, durch welche die genannten Gesetze zusammen- 
gefaßt, geändert oder ergänzt werden, jedoch nicht, 
soweit solche Änderungen oder Ergänzungen auf 
Gegenseitigkeitsabkommen mit dritten Staaten oder 
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auf Rechtsvorschriften der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft beruhen, es sei denn, daß die 
Vertragsparteien es vereinbaren. 

Nach Artikel 3 gilt das Abkommen, von einigen 
Sondervorschriften (Artikel 6 Abs. 2) abgesehen, für 
die beiderseitigen Staatsangehörigen und Flücht- 
linge im Sinne des Artikels 1 der Genfer Flücht- 
lingskonvention vom 28. Juli 1951; ausgenommen 
bleiben Seeleute der Handelsmarine, die in Grie- 
chenland auf dem Gebiet der Sozialen Sicherheit 
für den Fall der Arbeitslosigkeit einem Sonder- 
system unterliegen. 

Artikel 4 enthält die übliche Gleichbehandlungs- 
klausel im Rahmen des sachlichen und persönlichen 
Geltungsbereiches des Abkommens. 

Artikel 5 regelt die Wirkung von Einkünften oder 
Erwerbstätigkeiten auf eine Leistung der Arbeits- 
losenversicherung oder der Arbeitslosenhilfe oder 
aber auf die Versicherungspflicht eines Beschäfti- 
gungsverhältnisses im anderen Vertragsstaat; da- 
nach ist beispielsweise die von einem griechischen 
Versicherungsträger einem Empfänger von Unter- 
stützung aus der deutschen Arbeitslosenhilfe ge- 
währte Rente ebenso auf die Leistung der Arbeits- 
losenhilfe anzurechnen wie die von einem deutschen 
Versicherungsträger gewährte Rente (§ 150 AVAVG); 
weiterhin soll u. a. ein Beschäftigungsverhältnis in 
Anwendung des § 57 AVAVG auch dann versiche- 
rungsfrei sein, wenn die wegen Erwerbsunfähigkeit 
gewährte Rente nicht von einem deutschen, sondern 
von einem griechischen Versicherungsträger ge- 
währt wird. 

Abschnitt II 

Arbeitslosenversicherungspflicht 

Artikel 6 enthält in Absatz 1 den Grundsatz der 
Maßgeblichkeit des am Beschäftigungsort geltenden 
Rechtes, während nach Artikel 2 das Recht des 
Wohnortstaates dann anzuwenden ist, wenn dies 
auf Grund eines Abkommens über Soziale Sicher- 
heit für den Bereich der Sozialversicherung zu ge- 
schehen hat. Absatz 3 räumt Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern in wechselseitigem Einverständnis das 
Recht ein, die Anwendung des Rechtes eines ande- 
ren Vertragsstaates als des nach den Absätzen 1 
und 2 zuständigen Rechtes zu beantragen. Dieser 
Vorschrift kommt im wesentlichen im Hinblick auf 
Beschäftigungen, die in Ausstrahlung einer inländi- 
schen Beschäftigung im anderen Vertragsstaat aus- 
geübt werden, und zwar dann Bedeutung zu, wenn 
für den Bereich der Sozialversicherung ein vertrags- 
loser Zustand besteht. 

Abschnitt III 

Leistungsrecht 

Artikel 7 enthält den allgemeinen Grundsatz der 
Maßgeblichkeit des Rechts des Vertragsstaates, in 
dessen Gebiet der Anspruch geltend gemacht wird. 

Artikel 8 regelt die Zusammenrechnung der in bei- 
den Vertragsstaaten zurückgelegten Versicherungs- 
zeiten, soweit der Rückgriff auf Beschäftigungen im 


anderen Vertragsstaat erforderlich ist, um die An- 
wartschaftszeit zu erfüllen. Der Rückgriff ist nach 
Absatz 2 jedoch nur zulässig, wenn der Arbeitneh- 
mer nach seiner letzten Einreise in das Gebiet des 
Staates, in dem er den Anspruch geltend macht, 
mindestens vier Wochen als Arbeitnehmer beschäf- 
tigt gewesen ist (Buchstabe a), es sei denn, er be- 
sitze die Staatsangehörigkeit dieses Vertragsstaates 
(Buchstabe b) oder aber er habe dort früher schon 
einmal eine versicherungspflichtige Beschäftigung 
ausgeübt. Durch die Erleichterungen nach den Buch- 
staben b und c sollen Härten ausgeschlossen wer- 
den, wenn Arbeitnehmer den Wunsch haben, in ihr 
Heimatland oder in den Vertragsstaat zurückzu- 
kehren, in dem sie ihren eigentlichen Lebensraum 
haben oder doch bereits einmal hatten. Absatz 3 
sieht deshalb zusätzlich vor, daß in den Fällen nach 
Buchstaben b und c eine Sperrfrist nicht allein des- 
halb zu verhängen ist, weil der Arbeitslose seine 
Beschäftigung im anderen Vertragsstaat nur aufge- 
geben hat, um in das Gebiet des in Buchstaben b 
und c bezeichneten Staates zurückzukehren. 

Artikel 9 sieht in Absatz 1 als Bemessungsgrund- 
lage für das Arbeitslosengeld das durchschnittliche 
tarifliche oder, wenn ein Tarif nicht besteht, das 
ortsübliche Arbeitsentgelt einer vergleichbaren Be- 
schäftigung am Wohnort vor. Damit sollen die Un- 
zulänglichkeiten, die eine Bemessung der Leistung 
nach dem im Beschäftigungsstaat erzielten Arbeits- 
entgelt mit Rücksicht auf die Unterschiede im Lohn- 
niveau und den Lebenshaltungskosten mit sich brin- 
gen würde, vermieden werden. Durch Absatz 2 
werden Angehörige des Leistungsempfängers, die 
sich im anderen Vertragsstaat befinden, mit denen 
gleichgestellt, die sich im Inland aufhalten. Diese 
für die Bemessung des Arbeitslosengeldes hinsicht- 
lich der Familienzuschläge wichtige Bestimmung 
entspricht deutschem Recht. 

Artikel 10 beschränkt in Absatz 1 die Anspruchs- 
dauer, für deren Begründung auf Versicherungs- 
zeiten zurückgegriffen werden kann, die im anderen 
Vertragsstaat zurückgelegt worden sind, auf 26 
Wochen. Das entspricht dem deutschen Recht, das 
nach § 87 Abs. 2 des Gesetzes über Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung einen über 26 
Wochen hinausgehenden Anspruch ausdrücklich nur 
dann einräumt, wenn die Beschäftigung nicht nur 
versicherungspflichtig, sondern auch beitragspflichtig 
gewesen ist; es beschränkt also einen weitergehen- 
den Anspruch auf solche Personen, die besonders 
lange Beiträge zur Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung entrichtet 
haben (BT-Drucksache 1274 der 2. Wahlperiode, 
S. 127, Begründung des Regierungsentwurfs zu § 99 
Abs. 2 AVAVG). Nach den Absätzen 2 und 3 des 
Artikels 10 sind auf die Anspruchsdauer Zeiten an- 
zurechnen, für die dem Arbeitslosen während der 
letzten 12 Monate schon im anderen Vertragsstaat 
Leistungen gewährt oder wegen Arbeitsablehnung 
oder unberechtigter Arbeitsaufgabe oder selbstver- 
schuldeter Entlassung versagt worden sind; das soll 
aber nicht gelten, wenn der Arbeitslose seitdem er- 
neut die Anwartschaftszeit erfüllt, d. h. für den Gel- 
tungsbereich des AVAVG, wenn er in beiden Ver- 
tragsstaaten zusammen mindestens 26 Wochen in 
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versicherungspflichtiger Beschäftigung gestanden hat. 
Siedelt der Arbeitnehmer während der Arbeitslosig- 
keit in den anderen Vertragsstaat über und liegen 
die Voraussetzungen des Artikels 8 Abs. 2 Buch- 
stabe b oder c vor, so wirken Sperrfristen und 
Leistungsentzug in dem Staat des neuen Wohnortes 
ebenso und für die gleiche Dauer, wie sie im Her- 
kunftsland gewirkt hätten (Artikel 10 Abs. 4); damit 
soll vermieden werden, daß ein Arbeitsloser sich 
nur in den anderen Vertragsstaat begibt, um dort 
gegen ihn verhängten Leistungsbeschränkungen zu 
entgehen. 

Artikel 11 regelt die Erstattung der Leistungen des 
Versicherungsträgers des Wohnortes durch den für 
den Beschäftigungsort im anderen Vertragsstaat zu- 
ständigen Versicherungsträger. Mit Rücksicht auf 
die Einseitigkeit der Wanderungsbewegung hat 
diese Vorschrift besondere Bedeutung für die grie- 
chische Anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung, der die Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung nach 
einer versicherungspflichtigen Beschäftigung von 
mindestens 26 Wochen für 78 Leistungstage bzw. 
nach einer solchen Beschäftigung von mehr als drei 
Jahren für 125 Leistungstage 85 v. H. der Leistungen 
für nach Griechenland zurückgekehrte Arbeitnehmer 
erstatten wird, die der Versicherungsträger nach 
griechischen Rechtsvorschriften gewährt hat. Die 
Zahl der Tage, für welche die Leistungen zu erstat- 
ten sind, verringert sich um die Zeiten des Bezuges 
von Arbeitslosengeld in der Bundesrepublik auf 
Grund der gleichen Beschäftigungszeit. Die der Bun- 
desanstalt entstehenden Kosten dieser Erstattungs- 
regelung lassen sich auch nicht sehr grob schätzen, 
da nicht bekannt ist, wie viele griechische Arbeit- 
nehmer in ihr Heimatland zurückkehren werden. Es 
hat jedenfalls den Anschein, daß nur sehr wenige 
schon nach Ablauf eines Jahres zurückkehren. Bei 
Beschäftigung von mindestens 26 Wochen bis zu 
3 Jahren würde die Bundesanstalt für jeden zu- 
rückkehrenden und in Griechendland arbeitslos blei- 
benden Arbeitnehmer insgesamt 350 DM aufzuwen- 
den haben. Bei vollem Beitrag von 2 v. H. und ohne 
Aussetzung der Beitragsleistung würden der Bun- 
desanstalt für die Beschäftigung eines solchen Ar- 
beitnehmers jährlich etwa 127 DM zufließen. Bei 
anhaltender Konjunktur dürfte der Bundesanstalt 
unter den gegebenen Umständen keine nennens- 
werte Belastung entstehen. Andererseits würde 
selbst im Falle der Rückkehr größerer Kontingente 
griechischer Arbeitnehmer in ihr Heimatland die 
ggf. noch entstehende Belastung gegenwärtig aus 
arbeitsmarktpolitischen Gründen gerechtfertigt sein. 


Artikel 12 sieht die entsprechende Anwendung der 
Grundsätze der Artikel 7, 8 und 9 auch für die bei- 
tragsfreien Systeme, d. h. in der Bundesrepublik für 
die Arbeitslosenhilfe, vor. 

Abschnitt IV 

Verfahrens-, Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Artikel 13 bis 25 enthalten die üblichen Bestimmun- 
gen über Zahlungsverkehr, Umrechnung, Arbeits- 
und Rechtshilfe, gegenseitige Unterrichtung und den 
Abschluß von Verwaltungsvereinbarungen, Erstat- 
tung von Vorschüssen der Fürsorgeträger und zu 
Unrecht gewährter Leistungen, Übergang von Scha- 
denersatzansprüchen gegen Dritte, Beitragseinzug 
zugunsten des Trägers der anderen Vertragspartei, 
Steuer-, Gebühren- und Legalisationsbefreiung für 
Schriftstücke, unmittelbaren Verkehr der Beteiligten 
und Schriftverkehr, Fristwahrung, Zustellung im 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei, Abschluß 
von Verwaltungsvereinbarungen, Beilegung von 
Streitigkeiten und über die Berufung in die Organe 
der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung. 

Artikel 26 regelt in Absatz 1 die Leistungsansprüche 
für Zeiten der Arbeitslosigkeit vor dem Inkraft- 
treten des Abkommens sowie die Anwendbarkeit 
des Abkommens auf Tatbestände aus der Zeit vor 
seinem Inkrafttreten. Nach Absatz 2 hat die Bundes- 
anstalt nach Maßgabe des Artikels 11 auch Leistun- 
gen zu erstatten, die Versicherten gewährt wurden, 
die nach dem 30. September 1961, aber vor dem 
Inkrafttreten des Abkommens, nach Griechenland 
zurückgekehrt sind. 

Artikel 27 bis 29 behandeln in der üblichen Weise 
die Geltung des Abkommens im Land Berlin, Ratifi- 
kation, Inkrafttreten, Geltungsdauer und Kündigung. 

Zum Schlußprotokoll 

Nummer 1 soll ausschließen, daß dem Arbeitslosen 
Leistungen aus dem Abkommen nur deshalb ver- 
weigert werden, weil die erneute Aufnahme einer 
Beschäftigung im Hoheitsgebiet des betreffenden 
Staates von der Erteilung einer Arbeitserlaubnis ab- 
hängig ist. 

Nummer 2 stellt eine „good wilL' -Erklärung für die 
Anwendung der beiderseitigen Vorschriften über 
die Beschäftigung von Ausländern dar. 

Nummer 3 enthält die übliche Feststellung, daß das 
Schlußprotokoll Bestandteil des Abkommens ist und 
zum gleichen Zeitpunkt wie dieses in Kraft tritt. 
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